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Zwischen alter und neuer Weltordnung: 
Die Logik der Russischen Außen- und 
Sicherheitspolitik
Stefan Meister (Hrsg.)
Politische Entscheidungen im System von Präsident Wladimir Putin folgen einer mili-
tärisch-technischen Logik und militärische Stärke ist ein Hauptinstrument russischer 
Außenpolitik. Die Modernisierung des nuklearen Potentials wird als Faustpfand in der 
Abschreckung vor allem gegenüber den USA gesehen, das Russland zugleich auf Au-
genhöhe mit dem Gegner bringt. Ebenso legitim ist für den Kreml die hybride Kriegs-
führung mit Desinformation, Cyber-Angriffen, Fake-News und von Russland gesteuer-
ten Auslandsmedien.
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Militärische Machtdemonstration statt Realpolitik: 
Präsident Wladimir Putin verabschiedet sich von der liberalen Weltordnung
Stefan Meister
Russlands außen- und sicherheitspolitisches Denken 
und Handeln unterscheidet sich grundsätzlich von der 
deutschen Politik. Während Deutschland mit der Stär-
kung kollektiver Sicherheit, internationaler Institutionen 
und internationalen Rechts einen multilateralen Ansatz 
verfolgt, gehen russische Eliten vom Recht des Stärkeren 
in einer multipolaren Welt aus, in der es nur begrenzte, 
interessenorientierte Allianzen mit anderen Staaten 
geben kann. Kompromisse sind ein Zeichen von Schwäche 
bzw. werden nur aus einer Position der Stärke möglich: 
Denn aus russischer Sicht bedeutet in den internationalen 
Beziehungen der Erfolg des Einen die Niederlage des An-
deren („Win-lose-Denken“). Dies ist ein diametral anderer 
Ansatz als das deutsche „Win-win-Denken“.
Die unterschiedlichen Denkweisen führen zu Fehlin-
terpretationen der Aussagen und Handlungen des Ande-
ren, vor allem in Zeiten fehlenden Vertrauens. Deshalb 
ist es wichtig zu verstehen, wie russische Eliten außen- 
und sicherheitspolitisch denken, um deren Handlungen 
einschätzen und adäquat darauf reagieren zu können. Als 
post-imperiale Macht kämpft Russland mit dem Erbe sei-
ner Geschichte und sucht einen aus seiner Sicht legitimen 
Platz in der internationalen Ordnung. Das führt zu Kon-
flikten Russlands mit seinen Nachbarn und den Staaten 
bzw. Institutionen, mit denen post-sowjetische Länder 
enge Beziehungen entwickeln wie der EU. Aus Perspek-
tive der russischen Führung sind alle post-sowjetischen 
Staaten (bis auf die baltischen Staaten als Mitglieder von 
NATO und EU) Teil der russischen Einflusssphäre und aus 
diesem Grund nicht souverän. Die russische Führung be-
hält sich das Recht vor, – auch militärisch – in die inneren 
Angelegenheiten dieser Länder einzugreifen.
Die aktuelle russische Führung sieht sich in einer Welt, 
in der große Mächte souveräner sind als kleine Staaten. 
Krisen und ungelöste Konflikte in den internationalen 
Beziehungen können folglich nur als Konzert der großen 
Mächte im Rahmen eines Jalta-Systems geklärt werden. 
Recht in den internationalen Beziehungen kann nur von 
großen Staaten garantiert werden, es wirkt nicht aus sich 
selbst heraus. Mit der Anerkennung des Kosovo als unab-
hängigen Staat hat der Westen aus russischer Sicht inter-
nationales Recht gebrochen und die Büchse der Pandora 
geöffnet, die anderen Staaten die Möglichkeiten gibt, dies 
zu wiederholen. Deshalb hat aus Sicht des Kreml die west-
liche Gemeinschaft ihr Recht verwirkt, die Annektierung 
der Krim als illegitime Handlung zu bezeichnen.
Das Ende des Westens
Mit dem Ende der US-amerikanischen Vorherrschaft 
entwickelt sich aus russischer Sicht eine neue multipo-
lare internationale Ordnung, in der große Mächte wie 
Russland, China und die USA Stabilität garantieren. 
Der russische Außenminister Sergej Lawrow sprach auf 
der Münchner Sicherheitskonferenz 2017 mit Blick auf 
die aktuelle Transformationsphase der internationalen 
Beziehungen von einer „post-westlichen Ordnung“.1 
Indem US-Präsident Donald Trump die liberale Ordnung 
von innen heraus zerstört, beschleunigt er aus russischer 
Sicht nur das Ende des Westens. Dass sich der US-Prä-
sident von einer weltweiten Demokratisierungspolitik 
distanziert, findet große Zustimmung in Moskau. Die 
aus russischer Sicht maßgeblich von den USA initiierten 
„Farbenrevolutionen“2 (ebenso wie der Arabische Früh-
ling im Nahen Osten) in den post-sowjetischen Staaten 
gelten als größte Gefahr für post-sowjetische Machteliten. 
Der Sturz Saddam Husseins im Irak und von Muammar 
al-Gaddafi in Libyen durch eine von den USA geführte 
Koalition war ein Albtraum des russischen Präsidenten. 
Solch ein Szenario erneut zu verhindern, ist eine der 
wichtigsten Aufgaben russischer Politik vor allem seit 
2012, als Putin ins Präsidentenamt zurückkehrte. Dabei 
vergrößern die Spaltung der transatlantischen Beziehun-
gen durch Trump und populistische Bewegungen den 
Handlungsspielraum Russlands in den internationalen 
Beziehungen.
Russland hat dem Begriff des „Westens“ als wichti-
gen Teil des Sprachgebrauchs des Kalten Krieges in den 
vergangenen Jahren eine Renaissance beschert. Die USA 
und EU haben das akzeptiert und benutzen diesen Begriff 
wieder stärker im Sinne eines Antagonismus zu Russland. 
Dabei ist fraglich, ob Russland tatsächlich der mächtigste 
Treiber der Auflösung der westlich geprägten Welt ist. 
Neben vor allem inneren Faktoren agiert im Windschat-
ten des Konfliktes mit Russland China als aufsteigende 
globale Macht. Die Anerkennung Russlands als wichtige 
globale Macht und seine Aufwertung als Gegner des Wes-
tens geben dem Land eine größere Rolle als es tatsächlich 
hat. Die Erfolge Russlands in Syrien und dem Nahen Os-
ten basieren auf einem Rückzug der USA aus der Region 
und damit der Schaffung eines Vakuums, in das Russland 
hineingestoßen ist. Dabei fehlen Russland die ökonomi-
schen und militärischen Ressourcen, um tatsächlich eine 
globale Ordnungsmacht zu sein. Die russische Führung 
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kann intervenieren und stören, aber nicht nachhaltig 
ordnen. Deshalb ist sie auch nur begrenzt ein Partner für 
nachhaltige Konfliktlösung.
Russland und der Westen im Systemkonflikt
Russland und der „Westen“ befinden sich in einem 
Ordnungskonflikt. Die Sicherheitsordnung in Europa hat 
sich aus russischer Perspektive überdauert und sollte den 
geänderten Bedingungen nach dem Ende des Ost-West-
Konfliktes angepasst werden. Während die EU an beste-
henden Abkommen und Prinzipien (Charta von Paris, 
Budapester Memorandum) festhalten möchte, fühlt sich 
die russische Führung nicht angemessen repräsentiert 
und nicht mehr daran gebunden. Sie hat das Gefühl, nicht 
Teil der bestehenden europäischen Sicherheitsordnung 
zu sein, die von der NATO dominiert wird. Wie Alexan-
der Golts argumentiert3, kann dieser Konflikt zwischen 
Russland und dem Westen weder diplomatisch noch mili-
tärisch gelöst werden. Putin hat nur wenige Instrumente, 
um seine Interessen durchzusetzen. Das machtvollste 
Mittel ist dabei das Militär. Durch die wachsende Milita-
risierung der russischen Innen- und Außenpolitik folgen 
laut Golts politische Entscheidungen in Russland zuneh-
mend einer militärisch-technischen Logik. 
Viele Gefahren, die die russischen Eliten wahrnehmen, 
wie etwa die Bedrohung durch die USA und die NATO 
sind laut Golts eingebildet oder werden konstruiert, und 
dies macht es schwer, sie abzubauen. Der vermeintlichen 
Einkreisung und Schwächung Russlands durch die NATO 
standen bis zum Ukraine-Konflikt eine Verschiebung der 
Prioritäten des transatlantischen Bündnisses in andere 
Regionen der Welt mit einem Fokus auf der Terrorismus-
bekämpfung gegenüber. Gleichzeitig nutzt die russische 
Führung den Konflikt mit dem Westen, um von inneren 
Defiziten abzulenken. Laut Golts sind wir zurück in den 
1950er Jahren ohne beidseitig akzeptierte Spielregeln und 
Institutionen, ohne Vertrauen und mit einem Mangel an 
substantieller Kommunikation. 
Irina Busygina argumentiert, dass Russland keine 
strategische Vision, aber strategische Ziele hat.4 Das sind 
die Anerkennung als gleichwertige Macht in den inter-
nationalen Beziehungen durch die USA, die Akzeptanz 
der begrenzten Souveränität seiner post-sowjetischen 
Nachbarstaaten und somit seiner Einflusszone in diesen 
Staaten sowie die Nichteinmischung in seine inneren An-
gelegenheiten verbunden mit dem Ende jeglicher Demo-
kratisierungspolitik. Jedoch passt die russische Führung 
die jeweiligen Ziele den aktuellen Umständen an und 
kann flexibel auf Entwicklungen reagieren.
Russlands Modernisierungsdefizit
Hintergrund für den Konflikt mit dem Westen ist die 
innere Legitimationskrise des Systems Putin nach der glo-
balen Finanzkrise 2008/09. Da der Gesellschaftsvertrag 
aus steigenden Einkommen der Bevölkerung und einer 
Entpolitisierung der Öffentlichkeit nicht mehr erfüllt wer-
den konnte, brauchte die russische Führung das Feind-
bild des „Westens“, um von Defiziten der eigenen Politik 
abzulenken. Dieses Narrativ funktioniert, ruft es doch 
in der Bevölkerung Erinnerungen aus dem Kalten Krieg 
hervor. Putin hat deshalb kein Interesse, den Konflikt mit 
den USA, der NATO und EU auf absehbare Zeit zu lösen, 
im Gegenteil, er schürt diesen bis zu einer bestimmten Es-
kalationsschwelle. Gleichzeitig möchte er weiter Handel 
betreiben und kann, solange es großangelegte Pipeline-
projekte wie Nord Stream 2 gibt, gut mit den aktuellen 
Ukraine-Sanktionen leben.5 Das kann sich nur mit harten 
US-Wirtschaftssanktionen ändern.6 Im Moment ist es für 
Putin allerdings attraktiver, den Riss in den transatlanti-
schen Beziehungen auszunutzen, besonders da die USA 
die EU nicht über ihre Sanktionen informiert haben und 
auch nicht über den Preis, den Europa dafür zahlen muss.
Trotz Modernisierungsdefiziten glaubt die russische 
Führung, dass sie den Konflikt mit dem Westen gewinnen 
kann. Die russische Führung hat mehr und mehr den Ein-
druck, die liberale Ordnung endet, und dass die Entste-
hung einer neuen multipolaren Ordnung zu ihrem Vorteil 
ausfallen kann.7 Mit Chaos, Unsicherheit und fehlender 
Staatlichkeit kann ein System Putin besser umgehen als 
jeder „westliche“ Staat. Korruption und informelle Kanäle 
entsprechen der Natur des Systems Putin und eröffnen 
russischen Akteuren Einflussmöglichkeiten, die die Defi-
zite bei ökonomischem Wettbewerb und technologischem 
Know-how ausgleichen sollen. Die kontrollierte Destabili-
sierung in der gemeinsamen Nachbarschaft mit der EU ist 
deshalb Teil der russischen Strategie. 
Zwar gibt es das strategische Ziel, die westlich-liberale 
Ordnung zu schwächen und alternative Machtzentren zu 
stärken, aber es fehlt der russischen Führung dabei eine 
ökonomische und gesellschaftliche Politik, die mehr bie-
tet als Disruption. Moskau kann den Zerfall der liberalen 
Ordnung beschleunigen, aber mit dem aktuellen Wirt-
schafts- und Politiksystem wird es kein Schlüsselakteur 
in der neuen Ordnung sein. Dabei verfolgt die russische 
Führung eine Doppeltaktik: Einerseits präsentiert Putin 
Russland international als verantwortungsvollen Akteur, 
der Koalitionen gegen den internationalen Terrorismus 
schmiedet und mit harter Hand die „legitime“ Macht in 
Syrien stabilisiert. Andererseits schafft oder erhält er 
in seiner Nachbarschaft wie im Donbass, in Abchasien 
und Südossetien bewusst graue Zonen von Instabilität, 
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dominiert von Warlords, ohne Rechtsstaatlichkeit oder 
funktionsfähige Institutionen, um die Mutterstaaten in 
Abhängigkeit zu halten. 
Kriegsinstrument Desinformation
Die russische Führung fühlt sich attackiert vom Westen, 
sowohl durch sogenannte „Farbenrevolutionen“ in den 
post-sowjetischen Staaten sowie durch die Unterstützung 
von NGOs, Opposition und Medien durch den „Westen“ 
im eigenen Land. Gleichzeitig haben die von den USA 
geführten Interventionen im Irak und in Libyen aus Sicht 
der russischen Eliten dazu geführt, autoritäre Regime zu 
stürzen und den Nahen Osten zu destabilisieren, ohne 
einen Wiederaufbauplan vorzulegen und mit katastro-
phalen Auswirkungen auf die Stabilität der gesamten 
Region. Aus Putins Sicht war es notwendig, den Sturz des 
syrischen Machthabers Baschar al-Assad zu verhindern, 
um Szenarien wie im Irak und Libyen abzuwenden.
Russland will die Möglichkeiten für ein Eingreifen der 
USA, NATO oder EU in seine inneren Angelegenheiten 
begrenzen. Dies stellt eine zentrale Herausforderung 
für die russische Führung dar. Aus ihrer Sicht reagiert 
Putin mit seiner Politik der hybriden Kriegsführung, von 
Desinformation8 und dem Vorgehen gegen zivilgesell-
schaftliche und oppositionelle Akteure in Russland nur 
auf Eingriffe der USA in die russische Innenpolitik oder 
die seiner Nachbarn. Dabei nutzt die russische Führung 
ihrem Verständnis nach die gleichen Instrumente (Medi-
en, NGOs, Opposition) wie der Westen, um den Gegner 
zu schwächen und eigene Interessen durchzusetzen. Aus 
einer eher defensiven Politik mit der Einschränkung der 
Handlungsfähigkeit von in- und ausländischen NGOs und 
Medien sowie der Beschränkung ausländischer Finan-
zierung von nichtstaatlichen Akteuren, ist eine offensive 
Politik geworden, mit Desinformation, GONGOS im 
Ausland und aggressiven Auslandsmedien wie RT und der 
Medienplattform Sputnik. Ziel ist es vor allem, die eigene 
Verhandlungsposition zu stärken, indem die russische 
Führung den Gegner schwächt und sein Selbstbewusst-
sein zersetzt. Diese Informations- und Zersetzungspolitik 
ist Teil der russischen Sicherheitspolitik und erfolgt in 
Abstimmung mit Militär und Geheimdiensten. 
Zwiespältige Annäherung an China
Trotzdem bleiben der Fixstern russischen außen- und 
sicherheitspolitischen Denkens die USA und NATO; 
fast alle außenpolitischen Handlungen der russischen 
Führung sind eine Reaktion auf die USA. Das hat sich in 
Syrien gezeigt, wo Moskau zwar auch zur Rettung von 
al-Assad eingegriffen hat, aber auch die Ziele verfolgte, 
mit den USA auf Augenhöhe zu kommen. Russland will 
als Akteur bei internationalen Krisen von Washington 
nicht mehr ignoriert werden und die von dem ehemaligen 
US-Präsidenten Barack Obama hinterlassene Lücke in der 
Region füllen.9 Je mehr offene Räume die USA in den in-
ternationalen Beziehungen hinterlassen, desto mehr wird 
die russische Führung versuchen, diese zu nutzen, um die 
eigene Rolle aufzuwerten.
Im Kontext des Ukraine-Konfliktes und der westlichen 
Sanktionspolitik ist die russische Führung international 
stark isoliert worden. Die Hinwendung nach Asien und 
dem Nahen Osten seit 2012/14 erfolgte deshalb in erster 
Linie als Reaktion auf die Verschlechterung der Bezie-
hungen zu den USA und der EU, auch mit dem Ziel, die 
ökonomischen und politischen Folgen abzufedern und die 
eigene Verhandlungsposition zu verbessern. Auch wenn 
eine umfassende Hinwendung zu China für Russland 
nicht funktioniert hat, werden die konzeptionellen und 
Interessengegensätze eine Kooperation zwischen beiden 
Staaten nicht verhindern. Die russische Führung hat 
Interesse, mit Staaten wie China oder dem Iran Alternati-
ven zur US-dominierten Weltordnung zu schaffen. Dabei 
verbindet die chinesische und russische Führung ein 
gemeinsames Interesse – das nach Regimesicherheit. 
Dennoch haben China und Russland unterschiedliche 
Ansätze für die Globalisierung und eine globale Re-
gierungsführung. Die russische Regierung unter Putin 
möchte das bestehende System neu verhandeln und 
damit den eigenen Platz in der globalen Ordnung neu 
definieren. China dagegen sieht sich als großer Gewin-
ner der existierenden Ordnung und der Globalisierung 
und hat vor allem das Interesse, im bestehenden Sys-
tem seine eigene Rolle und Handschrift zu verstärken. 
Deshalb sind die USA für Peking ein unverzichtbarer 
Partner und von viel größerer Wichtigkeit als Russland. 
Präsident Xi Jinping sieht die globale Weltordnung als 
bipolares System mit China und den USA als Führung.10 
Als Vergleich: Russland agiert mehr wie ein Spielverder-
ber, während China mehr Verantwortung im bestehen-
den System übernehmen will.
Die veränderte Rolle der USA unter Trump schwächt 
dabei die regelbasierte multilaterale Ordnung und stärkt 
den von Präsident Putin bevorzugten Ansatz einer Ba-
lance zwischen großen Mächten, in der es nur zeitweise 
Interessenallianzen gibt. Aus dieser Perspektive gibt es 
nur zwei Staaten, die wirklich souverän sind: China und 
Russland, da ihre Entscheidungsfähigkeit nicht durch die 
Alliierten eingeschränkt wird. Möglicherweise zählen die 
USA unter Trump auf absehbare Zeit auch dazu. Funk-
tioniert hat in den US-Russland-Beziehungen bis 2014 
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vor allem eine Kooperation auf Augenhöhe in Regionen, 
in denen beide Seiten Interessen hatten. Das galt für 
die Zusammenarbeit der ISAF mit Russland in Afgha-
nistan, bei Fragen von Rüstungskontrolle wie dem New 
Start Vertrag, bei Iran mit Blick auf das Atomabkommen 
und die Vernichtung von chemischen Waffen in Syrien. 
Jedoch hat es der Vertrauensverlust in den letzten Jahren 
erschwert, solche Kooperationen fortzuführen.11 Der 
Ausstieg Trumps aus dem Iran-Atomabkommen und die 
fehlende Bereitschaft Washingtons, über die Erneuerung 
der Rüstungskontrollverträge zu reden, verunsichern die 
russische Führung. Das Treffen zwischen Trump und Pu-
tin im Helsinki im Juli 2018 hat nochmals die mangelnde 
Verantwortung des amtierenden US-Präsidenten gezeigt.
Die Unzuverlässigkeit des US-Präsidenten und sein Vorge-
hen gegen die regelbasierte Ordnung werden aber letzt-
lich Putins Rolle als Verhandler, Taktiker und Vermittler 
in Konflikten u.a. im Nahen Osten aufwerten und seine 
Position gegenüber der EU und den USA stärken.
Die Europäische Union:  
Schwacher Sicherheitsakteur für Russland
Seit 2004 beobachten wir in Russland einen Wandel in 
den sicherheitspolitischen Prioritäten und eine massive 
Erhöhung des Verteidigungsbudgets. Die Partnerschaft 
auf Augenhöhe mit den USA hat nicht funktioniert12, 
deshalb erfolgt ein Wandel zu echter Abschreckung und 
Modernisierung der Waffenarsenale13, insbesondere seit 
2008. Damit einhergeht eine wachsende Bereitschaft der 
russischen Führung, nukleare Waffen in die strategische 
und militärische Planung einzubeziehen.14 Oder wie der 
Politikwissenschaftler Dmitrij Suslow, Direktor des Pro-
grammbereichs Globalisierung und Regionalisierung des 
Valdai Clubs sowie Stellvertretender Direktor der Fakul-
tät für Weltwirtschaft und internationale Beziehungen 
an der Hochschule für Wirtschaft in Moskau, auf einer 
Konferenz die russische Position formuliert hat: „Wir 
befinden uns in einer Vorkriegssituation, nur nukleare 
Abschreckung bewahrt uns vor Krieg“.15 Gleichzeitig, so 
führt Suslow weiter aus, sind beide Seiten, Russland und 
die NATO, nicht bereit für einen konventionellen Krieg. 
Dagegen ist die EU kein relevanter Akteur im russi-
schen sicherheitspolitischen Denken. Sie wird in Moskau 
als schwacher wenig relevanter Sicherheitsakteur angese-
hen, ein Anhängsel der USA. Damit wird deutlich, warum 
die russische Führung auf die Abrüstungsvorschläge des 
ehemaligen deutschen Außenministers Frank-Walter 
Steinmeier vom Sommer 2016 kaum reagiert hat: Bei 
Fragen von Abrüstung und Rüstungskontrolle sind weder 
Berlin noch die EU relevante Ansprechpartner, das sind 
Themen, die Moskau nur mit Washington bespricht. Ver-
handlungen auf Augenhöhe in den Bereichen Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung finden deshalb nur mit dem 
US-Präsidenten statt.
Diese Situation ist für Europa vor allem deshalb 
kritisch, da die US-Führung wie aktuell unter Präsident 
Trump kein echtes Interesse an Abrüstungsverhandlun-
gen hat bzw. selbst ihre Waffensysteme erneuert. Beide, 
Washington und Moskau, modernisieren im Moment ihre 
Waffensysteme auch im Nuklearbereich. Trotz einer syste-
matischen Modernisierung seiner Armee seit 2008 bleibt 
eine konventionelle und technologische Asymmetrie 
Russlands gegenüber der NATO auf lange Sicht erhalten, 
die durch prioritäre Investitionen in den Nuklearbereich 
als Absicherungs- und Verhandlungsinstrument ausgegli-
chen werden sollen.16 
Moskau verfolgt das Ziel, bestehende Verträge zur Rüs-
tungsbegrenzung und -kontrolle neu zu verhandeln, um 
sie an neue Realitäten anzupassen. In Washington fehlen 
allerdings die Ansprechpartner dafür. Hinzu kommt der 
Mangel an vertrauensbildenden Maßnahmen, fehlende 
Kommunikation auf politischer Ebene bzw., es werden 
bestehende Foren wie der NATO-Russland-Rat kaum 
ernsthaft genutzt.17 Die innere US-Debatte zu Russlands 
Einmischung in den Präsidentschaftswahlkampf wird 
mit Befremden gesehen, da man zwar stolz auf die Zu-
schreibung dieser Fähigkeiten ist, aber selbst realistisch 
einschätzen kann, wie begrenzt die Wirkung der Aktivi-
täten tatsächlich war. Die Störmanöver des Kongresses 
mit Blick auf die Russlandpolitik, die Polarisierung der 
inneren Debatte in den USA zu Russland und der fehlende 
direkte Draht Putins in das Weiße Haus werden in der 
russischen Führung kritisch gesehen. 
Das Risiko Russland richtig einschätzen
Der aktuell fehlende politische Dialog mit Russland über 
Waffenkontrolle und Abrüstung sollte absolute Priorität 
haben sowie regelmäßige militärische Kontakte, um 
Fehlhandlungen und -einschätzungen direkt begegnen 
zu können. Für Golts ist die aktuelle friedliche Koexistenz 
zwischen Russland und den USA/der EU das bestmögli-
che Szenario, das zu erreichen ist. Regelmäßige persön-
liche Kontakte auf höchster politischer und militärischer 
Ebene sind wichtig, selbst wenn nur gesprochen wird, 
um den Kontakt zu pflegen. Laut Angela Stent18 wird 
es kein „Grand Bargaining“ zwischen Washington und 
Moskau geben, sondern es können nur kleine Schritte 
Erfolge bringen. Relevante Bereiche von Kooperation 
sind mittelfristig militärische Kontakte, Fragen von 
Rüstungskontrolle vor allem mit Blick auf den INF und 
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New Start Vertrag, gemeinsame Regeln für den Umgang 
mit dem Cyberraum sowie Kontakte von Geheimdiensten 
für den Kampf gegen den internationalen Terrorismus. 
Die US-Politik gegenüber Russland ist unter Präsident 
Trump festgefahren. Das ist vor allem für die EU und ihre 
Interessen problematisch. Die Tatsache, dass die USA ihre 
Sanktionen gegen Russland nicht mit der EU koordiniert 
haben, erschwert Vertrauen und eine Zusammenarbeit 
beider Seiten. 
Die Überschätzung der Rolle Russlands im US-Präsi-
dentschaftswahlkampf und der Versuch verschiedener 
politischer Lager über das Thema Russland, Trump zu 
schaden oder gar zu Fall zu bringen, verhindern notwen-
dige Kontakte zwischen Washington und Moskau. Für die 
EU ist diese Entwicklung fatal, da sie einerseits ökono-
misch enger mit Russland verbunden ist als die USA, 
andererseits sicherheitspolitisch völlig abhängig von Wa-
shington ist. Ökonomische Sanktionen der US-Führung 
gegen Russland treffen in erster Linie die europäische 
Wirtschaft. Dass Trump solche Sanktionen auch nutzen 
könnte, um seine Verhandlungsposition gegenüber der 
EU in Handelsfragen zu verbessern, ist nicht von der 
Hand zu weisen.
Die EU und ihre Mitgliedstaaten müssen Wege einer 
verbesserten und regelmäßigen Kommunikation mit 
Russland finden, ohne dabei Prinzipien von Souveränität 
und Unverletzlichkeit von Grenzen aufzugeben. Es kann 
kein „Bargaining“ mit Moskau geben, um etwa aufgrund 
der sich verschlechternden Beziehungen mit den USA 
Kompromisse in einer Annäherung mit Russland zu 
machen. Das würde nicht dem EU-Interesse einer wer-
te- und regelbasierten Ordnung entsprechen. Es braucht 
mehr Engagement im Minsker Prozess mit Blick auf die 
Schaffung einer UN-Friedensmission in den besetzten 
Gebieten und darüber hinaus im Bereich Reformpolitik 
(Rechtsstaatlichkeit, Korruptionsbekämpfung und Ver-
waltungsreform) in der Ukraine und den anderen Staaten 
der Östlichen Partnerschaft. Das sind alles Bereiche, bei 
denen das deutsch-französische Tandem eine wichtige 
Rolle spielen könnte unter Einbeziehung interessierter 
EU-Staaten wie Polen, den baltischen Staaten, Schweden 
und Finnland. Gleichzeitig müssen mittel- und langfristi-
ge Ziele der EU gegenüber Russland über das aktuelle Kri-
senmanagement hinaus definiert werden: Wohin sollen 
sich die Beziehungen entwickeln? Welche Vision hat die 
EU dafür? Wer sind die Partner in Russland? Wie können 
diese Ziele erreicht werden? 
Deutschland und die EU/NATO-Partner sollten die 
Risiken mit Blick auf Russland weder unter- noch über-
schätzen. Russland plant aktuell keinen Angriff auf die 
baltischen Staaten oder Polen, hat diese Option aber 
bereits in militärischen Manövern geübt, um sie in einer 
besonderen, sehr unwahrscheinlichen Konstellation 
anwenden zu können. Hier braucht es in erster Linie 
glaubwürdige Abschreckung, die auch mit einer Erhö-
hung der Militärbudgets in Deutschland und anderen 
EU-Mitgliedstaaten einhergehen muss. Nur so können 
die EU-Staaten den schleichenden Rückzug der USA aus 
Europa mittelfristig kompensieren und ihren Kooperati-
onsangeboten sicherheitspolitisches Gewicht verleihen. 
PESCO erscheint hierfür ein wichtiger Schritt in die 
richtige Richtung, ohne dass dabei NATO-Strukturen 
dupliziert werden sollten. Abschreckung, Kosten-Nut-
zen-Ermessen, klare rote Linien – das ist die Sprache, die 
Moskau versteht.
Die russische Führung und ihre Eliten befinden sich in 
einem neuen (Kalten) Krieg mit der NATO und EU und 
sie bereiten sich auf einen unwahrscheinlichen Ernstfall 
vor. Kalter Krieg meint hier nicht die Situation während 
des Ost-West Konfliktes, sondern umfasst eine Situation, 
in der es keinen erklärten Krieg gibt, die andere Seite 
aber als strategischer Gegner wahrgenommen wird und 
zumindest die russische Seite unterhalb der Schwelle zu 
einem „heißen Krieg“ sicherheitspolitische Maßnahmen 
ergriffen hat, die den „Gegner“ schwächen (Desinforma-
tion, Zersetzung, militärisches Testen, Abschreckung). 
Ausgelöst wird diese Politik von der Wahrnehmung einer 
Bedrohung durch die NATO trotz einer wachsenden 
Spaltung in den transatlantischen Beziehungen. Dieser 
Wahrnehmung sollten sich Brüssel und die Hauptstädte 
der Mitgliedstaaten bewusst sein und entsprechende Vor-
kehrungen treffen, da Moskau sich auf einen möglichen 
militärischen Konflikt u.a. durch umfassende Übungen 
wie Zapad 201719 vorbereitet.
Kommunikations- und Kooperationsangebote sollten 
Teil der NATO- und EU-Strategie sein, aber nicht zu dem 
Glauben führen, dass sich damit kurzfristig die Risiken 
verringern. Umso wichtiger sind Investitionen in eine 
robuste Verteidigung auf Grundlage der Neueinschätzung 
der aktuellen Sicherheitslage sowie das Schließen der 
Räume, die EU und NATO vernachlässigt haben und in 
denen Russland zunehmend aktiv ist. Das betrifft sowohl 
die sozialen Netzwerke und öffentliche Debatten in den 
EU-Mitgliedstaaten, als auch Konfliktzonen wie den Na-
hen Osten oder Regionen schwacher Staatlichkeit wie den 
Balkan, wo sich die EU und USA eher zurückziehen. Diese 
Politik sollte von Dialog- und Kooperationsangeboten 
begleitet werden ohne Kompromisse für fehlende Gegen-
leistungen, wie z.B. ein schrittweiser Ausstieg aus den 
Donbass-Sanktionen, ohne dass Moskau tatsächlich einen 
funktionsfähigen Waffenstillstand befördert hat. 
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Nach der Annexion der Krim und dem Beginn des Kriegs 
in der Ost-Ukraine herrschte unter westlichen Analysten 
der Eindruck vor, der Kreml sei „unvorhersehbar“. Diese 
Einschätzung ist nur zum Teil richtig, weil im Macht-
system von Wladimir Putin alle strategischen Entschei-
dungen persönlich vom Präsidenten getroffen werden. 
Dennoch ist es möglich, die Entscheidungsfindung zu 
verstehen und damit die Richtung der Außenpolitik 
einzuschätzen. Die russische Führung nimmt jede Kon-
fliktsituation als militärische Bedrohung wahr. Dieser 
Militarismus hat zu der sogenannten Vertikale der Macht 
im Kreml geführt.
Die Nullsummenwelt der Realpolitik 
Wenn es niemanden gibt, der die von Präsident Putin im 
Alleingang getroffenen Entscheidungen ausbalancieren 
kann, kommt es unvermeidlich zur Unvorhersehbarkeit. 
Sie bringt eine Konzentration der Prozesse mit sich, die 
die Berücksichtigung von konkurrierenden oder alter-
nativen Informationsquellen unmöglich macht. Diese 
Tendenz wird noch dadurch verstärkt, dass Putin und 
viele andere Mitglieder der russischen Führung früher im 
Geheimdienst tätig waren.
Die Entscheidungsverfahren in Russland haben jedoch 
eine solide ideologische Basis und Putin lebt in der Welt 
der Realpolitik. Dies ist allerdings nicht die raffinierte 
Welt der modernen Realpolitik, wie Henry Kissinger 
sie sich vorstellte, in der der Ausgleich der Interessen 
zwischen den führenden Weltmächten sehr komplex ist.1 
In der modernen Realpolitik wird die Balance dadurch 
erreicht, dass nicht nur militärische, sondern vor allem 
wirtschaftliche Interessen berücksichtigt werden. Dage-
gen beruht Putins Weltsicht auf der älteren Realpolitik 
von Otto von Bismarck, Klemens von Metternich and Jo-
sef Stalin. Es ist eine einfache, wenn nicht sogar primitive 
Sicht, in der die führenden Weltmächte gemeinsam am 
Tisch sitzen und in endlosen Nullsummen-Verhandlungen 
versuchen, die Welt untereinander aufzuteilen.
Putins Rede vor der UN-Generalversammlung 2015 
zeigt ganz hervorragend, wie er über ein „Jalta-System“ 
denkt, das aus Zonen besonderer Interessen besteht.2 Der 
russische Präsident scheint ehrlich zu glauben, dass eine 
solche Aufteilung der Welt wie im Kalten Krieg gut für 
den Weltfrieden war. So sagte er 2016, dass „das strate-
gische Gleichgewicht der Kräfte, das sich in den späten 
1940er und den 1950er Jahren entwickelte, der Welt half, 
einen globalen bewaffneten Konflikt zu vermeiden“.3 In 
einem solchen System ähneln schwächere Staaten (vor 
allem die mit schwächeren Streitkräften) Figuren auf 
einem globalen Schachbrett, die dazu bestimmt sind, 
den großen Mächten zu gehorchen. Deswegen hat Putin 
auch von Zeit zu Zeit, wenn er europäische Staaten ärgern 
wollte, von ihrer „begrenzten Souveränität“ gesprochen. 
Diese Sichtweise hat in die Ukraine-Krise und zur 
Annexion der Krim geführt. Weil er jede volksnahe Bewe-
gung als Ergebnis einer Verschwörung von ausländischen 
Geheimdiensten sieht – wie später erklärt wird –, betrach-
tete er die Maidan-Revolution in der Ukraine als Versuch 
des Westens, ihn vom „Jalta-Tisch“ zu entfernen. Infolge-
dessen schlug Putin zurück, indem er die Krim annektier-
te und den „heimlichen“ Krieg im Donbass begann.
Putin hat die militärische Hierarchie  
im Kreml perfektioniert 
Außer der militärischen Gewalt verfügt Russland über 
keine Werkzeuge, mit denen es den realpolitischen Wett-
bewerb gewinnen könnte. Die Folge dessen ist natürlich, 
dass Russland zu einem militaristischen Staat geworden 
ist. Die wichtigsten politischen Entscheidungen werden 
auf Basis militärisch-technischer Berechnungen getroffen 
statt auf der Grundlage einer umfassenden Analyse der 
staatlichen Interessen. Nicht nur die Einstellung der Elite, 
auch die Ansichten der Bevölkerung zu wichtigen inter-
nationalen Themen werden durch militärisches Denken 
dominiert.4 Russland ist ein Staat, in dem das militärische 
Denken und militärische Werte tief in alle Bereiche der 
Gesellschaft vorgedrungen sind.
Putin ist überzeugt, dass die strenge Hierarchie nach 
militärischem Vorbild, die er errichtet hat – die „Vertikale 
der Macht“ – die beste Art ist, Russland zu regieren. Der 
Präsident steht an der Spitze der Pyramide und ist der 
oberste Befehlshaber. Unter ihm arbeiten loyale Staats-
diener, die fähig sind, den Willen des obersten Führers 
in jeder Ecke des riesigen Reiches durchzusetzen. Dieses 
System basiert auf militärisch-feudalen Prinzipien: Macht 
ist monolithisch, Gewaltenteilung ist Ketzerei, und das 
militärische Prinzip der Einheit der Befehlsgewalt gilt 
auch für das politische System.
Entscheidungsfaktoren der russischen Außenpolitik:  
Das System Putin setzt nur auf Militärinteressen
Alexander Golts
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Jede Krise wird als Ergebnis von Aktivitäten feindli-
cher Kräfte gesehen, die Russland schwächen wollen. Am 
deutlichsten wurde dies an Putins Reaktion auf die Tra-
gödie in Beslan 2004. Damals wurden über 300 Menschen 
getötet, unter ihnen 186 Kinder, als Sicherheitskräfte eine 
Schule stürmten, in der tschetschenische Terroristen etwa 
tausend Geiseln gefangen hielten. Putin machte Kräfte 
von außen verantwortlich. Sie hätten die Terroristen 
unterstützt, weil sie „glauben, dass Russland als eine der 
größten Atommächte der Erde eine Bedrohung darstellt. 
Deswegen ist es notwendig, diese Bedrohung zu beseiti-
gen. Und Terrorismus ist natürlich nur ein Werkzeug, um 
diese Ziele zu erreichen.“5 Die Weltmächte, allen voran 
die USA, sind in Putins Augen potenzielle Gegner, die 
Terroristen als Werkzeuge benutzen.
Zum damaligen Zeitpunkt klang dies wie ein Über-
bleibsel der Denkweise des Kalten Kriegs. Aber Putin sag-
te zehn Jahre später fast genau dasselbe, als er Russlands 
Konflikt mit dem Westen damit erklärte, dass andere gro-
ße Mächte ständig versuchten, das Land zu entwaffnen. 
„Wie Sie wissen, führte ich im Valdai Club das Beispiel 
von einem unserer bekanntesten Symbole an. Das ist der 
Bär, der seine Taiga verteidigt. Sehen Sie, wenn wir diese 
Analogie weiterführen, denke ich manchmal, dass es viel-
leicht am besten wäre, wenn unser Bär einfach stillsitzen 
würde… Vielleicht würde man ihn dann in Ruhe lassen. 
Aber nein, das wird man nicht! Weil es immer jemanden 
geben wird, der ihn in Ketten legen will. Sobald er ange-
kettet ist, wird man ihm seine Zähne und Klauen ausrei-
ßen. In dieser Analogie beziehe ich mich auf die Macht 
der atomaren Abschreckung. Sobald das passiert – was 
Gott verhüte –, und sie den Bären nicht mehr brauchen, 
wird die Taiga übernommen werden.“6
Die 1.550 atomaren Gefechtsköpfe, die Russland 
besitzt, sind in Putins Augen der einzige Faktor, der das 
Land auf dieselbe Stufe stellt wie die Vereinigten Staa-
ten, den mächtigsten Staat der Welt. Das erklärt, warum 
der Kreml 2002 so massiv auf den Rückzug der USA vom 
ABM-Vertrag7 und auf seine Absicht reagierte, Raketenab-
wehrsysteme in Polen und Rumänien zu stationieren. Der 
Vertrag war als internationales Dokument einzigartig, 
weil er festhielt, dass es einen Staat gab (Russland), der 
fähig war, die USA zu zerstören, und dass die USA sich 
mit dieser Tatsache abfinden müssten.
Die Vorstellung, dass nicht-atomare und sogar nicht-
militärische Bedrohungen mit Atomwaffen abgewehrt 
werden können, weist allerdings einen inneren Wider-
spruch auf. Nukleare Macht ist nur dann ein wirksames 
Element des politischen Drucks, wenn andere ihren Be-
sitzer als unverantwortlich ansehen. Putin hatte anfangs 
den Ruf, ein weitgehend rationaler Mensch zu sein. Er 
begann, das zu ändern, indem er klar andeutete, dass er 
notfalls bereit sei, den Atomknopf zu drücken. Dies hatte 
zur Konsequenz, dass fortan eine aggressive Atom-Rheto-
rik die Entscheidungsprozesse in Russland beeinflusste.
Putins ständige Beschäftigung mit Atomfragen schafft 
auch ein Umfeld, in dem die westlichen Länder die russi-
schen Handlungen völlig falsch verstehen können. Putin 
ist überzeugt, dass die USA versuchen, Raketenabwehr-
systeme in Europa zu stationieren, nicht um den Kontinent 
vor Angriffen aus dem Mittleren Osten zu schützen (wie es 
offiziell heißt), sondern um die russischen Raketen in der 
Startphase zu zerstören. Es scheint, als habe ihm niemand 
gesagt, dass der US-Kongress die Finanzierung der For-
schung in diesem Bereich 2009 eingestellt hat.
Das militaristische Denken hat bei dem Regime nicht 
nur „Phantom“-Ängste vor dem Westen hervorgebracht. 
Es hat auch die Politik im postsowjetischen Raum ent-
scheidend beeinflusst. Die Logik des russischen Vorge-
hens gegen die Ukraine und Georgien beruht auf der 
Überzeugung, dass deren Annäherung an den Westen 
zwangsläufig zur Errichtung von NATO-Stützpunkten 
dort führen wird. Die Folge ist, dass Russland in einem 
langwierigen und sinnlosen Konflikt in der Ukraine ver-
wickelt und international schmerzhaft isoliert ist.
Präsidiale Macht statt Gewaltenteilung
Durch die Schaffung der Machtvertikale entfernte Putin 
alle Elemente der Gewaltenteilung aus dem politischen 
System. Er konzentriert ungeheure Macht in den eigenen 
Händen und wurde zum alleinigen Entscheidungsträ-
ger. Sein kleiner innerer Kreis von Beratern spielt nur 
eine geringe Rolle. Dies zeigte sich beispielsweise an der 
Entscheidung, die Krim zu annektieren, die der Präsident 
persönlich traf. Putin brauchte sein Vorgehen auch nicht 
mit dem Parlament abzustimmen. Die zweite Kammer, 
der Föderationsrat, benötigte weniger als eine Stunde, 
um dem Einsatz von Soldaten in der Ukraine zuzustim-
men. In ähnlicher Manier wurde der Antrag über den 
Militäreinsatz in Syrien vom Parlament in zehn Minuten 
verabschiedet. Putin sieht auch keine Notwendigkeit, die 
Verbündeten Russlands über seine Entscheidungen zu 
informieren. Beispielsweise erfuhren die Regierungschefs 
der anderen Länder der Organisation des Vertrags über 
Kollektive Sicherheit aus den Nachrichten, dass Russland 
begonnen hatte, Kalibr-Marschflugkörper vom Kaspi-
schen Meer nach Syrien abzufeuern. 
Die „Vertikale der Macht“ hat zur Formalisierung 
eines stark konzentrierten Entscheidungsprozesses der 
Führung geführt. Laut Verfassung soll der Sicherheitsrat 
das wichtigste Gremium für die zentralen Fragen der 
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nationalen Sicherheit sein. Er besteht aus den wichtigs-
ten Ministern und Behördenchefs; den Vorsitz hat der 
Präsident. Der Sicherheitsrat wurde 1991 als Forum der 
Koordination und Zusammenführung der nationalen 
Sicherheitspolitik gegründet. Aber in Wirklichkeit sind 
seine Autorität und Verantwortung viel stärker begrenzt 
als beispielsweise das Politbüro zu Leonid Breschnews 
Zeiten. Damals vertraten die Mitglieder die Positionen der 
Ministerien und Behörden, denen sie vorstanden, und der 
Generalsekretär war nur der Erste unter Gleichen. Der 
Sicherheitsrat ist dagegen nur ein Beratungsgremium, 
dessen Mitglieder vom Präsidenten nach seinen persönli-
chen Vorlieben ernannt werden. Mitglied zu sein, bedeu-
tet auch nicht notwendigerweise, eine Führungsposition 
in bestimmten Behörden der „Macht“ innezuhaben. So 
blieben Sergej Iwanow und Boris Gryslow Mitglieder des 
Rates, auch nachdem sie ihre hochrangigen Positionen als 
Chef der Präsidialverwaltung (bis 2016) beziehungsweise 
der Staatsduma (bis 2011) verloren hatten. Schließlich ist 
Putin nicht gezwungen, die Ratschläge des Sicherheits-
rats in irgendeiner Weise bei seinen Entscheidungen zu 
berücksichtigen.
Der Sekretär des Sicherheitsrats, Nikolai Patruschew, 
und sein Stab spielen eine zentrale Rolle in den Entschei-
dungsprozessen. Putin bereitet sich auf die Sitzungen vor, 
indem er den Mitarbeitern des Rats Anweisungen gibt, 
Vorschläge und Ideen von den jeweils relevanten staatli-
chen Behörden, wissenschaftlichen Einrichtungen und 
sogar NGOs einzuholen. Am Ende des Verfahrens erhält 
der Präsident aber nicht alle Vorschläge, die für ihn er-
arbeitet wurden. Letztendlich sind es die Mitarbeiter des 
Sicherheitsrats, die entscheiden, welche an Putin weiter-
geleitet werden. 
Anführer, die keinen Rat von anderen einholen müssen 
und alle Entscheidungen selbst treffen, liefern sich den 
Informationen aus, die sie erhalten. Das gilt auch für die 
Offiziellen, die an dem Prozess der Unterstützung der 
Entscheidungsfindung mitwirken. Putins Militärberater 
bereiten Szenarien und Pläne für ihn vor, mit denen sie 
seinen Erwartungen entsprechen wollen, auch wenn die-
se nichts mit der Wirklichkeit zu tun haben. Ein Beispiel 
ist die Vorstellung, dass Abfangraketen der amerikani-
schen Raketenabwehr durch Marschflugkörper und spä-
ter durch Atomsprengköpfe ersetzt werden könnten. Ein 
weiteres Beispiel ist die Theorie, dass feindliche Kräfte 
„biologisches Material“ von russischen Bürgern sammeln, 
um sich für einen bakteriologischen Krieg zu rüsten. 
Mit solchen Szenarien hat das Militär zunehmend das 
Vertrauen des Präsidenten gewonnen. Aber gleichzei-
tig drängen sie ihn zu falschen Schlussfolgerungen und 
folglich zu fehlerhaften Entscheidungen, die ernste Kon-
sequenzen haben können. Beispielsweise ist die falsche In-
terpretation der US-Stationierung eines Raketenabwehr-
systems der Grund dafür, weswegen der INF-Vertrag über 
nukleare Mittelstreckensysteme vor dem Scheitern steht.
Ein solches Entscheidungssystem ist eine Quelle von 
Krisen. Jegliche Idee des Anführers kann akzeptiert 
und dann rigoros umgesetzt werden, ohne dass seriöse 
Experten ihre Einschätzung dazu abgeben. Die Annexion 
der Krim war eine emotionale Reaktion von Putin auf den 
Sturz des pro-russischen Regimes in der Ukraine, die als 
Ergebnis einer Verschwörung von westlichen Ländern 
gedeutet wurde. Das trifft auch für die Entscheidung zum 
Beginn des Militäreinsatzes in Syrien zu, in deren Folge 
sich Russland in einen Konflikt eingemischt hat, für den 
es keinen Plan, geschweige eine Strategie hatte. Putin 
erklärte lediglich, es sei das Ziel, das Regime von Präsi-
dent Baschar al-Assad zu stabilisieren. In einer Presse-
konferenz über die Details des Syrien-Einsatzes sagte er 
die Worte „Ich weiß nicht“ elf Mal.8 Seither hat der Kreml 
bereits mehrere erfolglose Anläufe unternommen, die 
Soldaten aus Syrien wieder abzuziehen.9 
Die Militarisierung inländischer Konflikte
Militärische Stärke ist die einzige wirklich gute Karte, 
über die Putins Russland verfügt. Es gibt keinen Zweifel 
daran, dass er sie einsetzen würde, wenn es in einem der 
angrenzenden Länder zu einer innenpolitischen Krise 
käme. Der Kreml hat die offensichtliche Tendenz, jeden 
Konflikt zu militarisieren. Daher war es unvermeidlich, 
dass auch die Angst vor „Farbrevolutionen“ – die Haupt-
phobie des Kreml – eine militärische Dimension bekam. 
Aus der Perspektive der russischen Führung ist jeder Ver-
such eines Volkes, seine autoritären Herrscher loszuwer-
den, das Ergebnis einer von westlichen Geheimdiensten 
angestifteten Verschwörung. „Die ‚Farbrevolutionen‘ neh-
men immer mehr die Gestalt von bewaffneten Konflikten 
an, sie werden nach allen Regeln der militärischen Kunst 
konzipiert, unter Nutzung aller verfügbaren Instrumen-
te“, erklärte Verteidigungsminister Sergej Schoigu 2014.10 
In der Militärdoktrin11 , die der Präsident im selben Jahr 
unterzeichnete, wird jede Art von öffentlichem Protest 
als eine neue Form der Kriegsführung betrachtet. Der 
Abschnitt über die größten internen militärischen Risiken 
betont die „subversiven Informationsaktivitäten gegen 
die Bevölkerung, besonders gegen junge Staatsbürger, die 
darauf zielen, die historischen, spirituellen und patrioti-
schen Traditionen zu untergraben, die mit der Verteidi-
gung des Vaterlands zu tun haben“. Die typischen Eigen-
schaften moderner Militärkonflikte werden wie folgt 
beschrieben: „den integrierten Einsatz von militärischer 
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Gewalt und von politischen, wirtschaftlichen, informa-
tionellen und anderen nicht-militärischen Maßnahmen, 
die mittels einer weitreichenden Nutzung des Protestpo-
tenzials der Bevölkerung und mit Spezialeinsatzkräften 
implementiert werden“. 
Solches Denken versetzt die Behörden in die Lage, alle 
Russen, die gegen die Regierung protestieren, als Verräter 
zu bezeichnen. Die Militärdoktrin macht öffentliche Pro-
teste zu Sabotageakten, die von feindlichen Spezialein-
heiten organisiert werden. Wenn es der Propaganda nicht 
gelingt, sie zu stoppen, wird Militärgewalt das Hauptins-
trument, über das das Regime verfügt. Deswegen wur-
den die Streitkräfte von Verteidigungsminister Schoigu 
angewiesen, Pläne zu entwickeln, um auf nicht-militäri-
sche Bedrohungen wie öffentliche Unruhen in russischen 
Städten mit militärischen Mitteln zu antworten. Doch der 
Generalstab und die Generalstabs-Akademie missachte-
ten den Befehl, Pläne zur Bekämpfung einer „Farbrevolu-
tion“ vorzubereiten. Offenbar wollten russische Offiziere 
nicht auf das eigene Volk schießen. Infolgedessen gründe-
te der Kreml die Nationalgarde mit einer Befehlskette, die 
vermuten lässt, dass alle Befehle tatsächlich ausgeführt 
werden.
Geheimhaltung und (Des-)Information
Ein weiteres Indiz für das grundsätzlich militärische Den-
ken der russischen Führung ist die „Sekurisierung“ der 
Entscheidungsprozesse. Der Geheimdienst-Hintergrund 
des Präsidenten und seiner engsten Berater hat einen ent-
scheidenden Einfluss auf ihre Einstellung zu den Informa-
tionen, die sie erhalten. Wegen ihrer beruflich bedingten 
Tendenz zur Geheimhaltung halten sie Informationen, die 
mittels verdeckter Aktivitäten beschafft wurden, für die 
wichtigsten, wenn nicht sogar für die einzig wichtigen. 
Auf der anderen Seite wird jede öffentlich verfügbare In-
formation als Täuschungsmanöver abgetan: unbestätigte 
Gerüchte, die unter fragwürdigen Umständen weiterer-
zählt werden und mit denen man den Staatschef und die 
Entscheidungsträger nicht zu behelligen braucht. 
Die übertriebene Bedeutung heimlicher Kontrollme-
thoden führt zugleich zu einer absoluten Missachtung des 
öffentlichen Interesses nach Informationen. Nichts passt 
weniger zu Putins Regierungsmethoden als transparente 
und offene Erklärungen über die Ziele und Aufgaben der 
Regierung. Nach seiner Überzeugung handelt es sich bei 
allem, was in der Öffentlichkeit gesagt wird, um Täu-
schung oder speziell vorbereitete Desinformation. Denn 
Putins Verständnis ist, dass die Außenpolitik das Geschäft 
der Könige ist: eine geheime, persönliche Beziehung zwi-
schen Anführern. 
Als Ergebnis dieser Einstellung hat sich der Kreml von 
allen unabhängigen Informationsquellen selbst abge-
schnitten. Nicht nur, dass Putin die freie Presse zerstört 
hat, auch alle Medienaktivitäten werden als Teil einer 
ständigen psychologischen Kriegsführung wahrgenom-
men, die nicht nur auf mögliche Gegner, sondern auch 
auf russische Bürger zielt. Ironischerweise bedeutet 
dies, dass die Desinformation, die der Kreml in die Welt 
gesetzt hat, am Ende seine eigenen Entscheidungen be-
einflusst, weil sie öffentliche Unterstützung für bestimm-
te Politiken schafft. Das war zum Beispiel der Fall, als 
die Medien die militaristischen Stimmungen wegen des 
Ukraine-Konflikts anheizten.
Russland träumt vom Wiederaufstieg  
zur Supermacht 
Eine weitere Charakteristik von Putins Außenpolitik ist 
die Annahme, dass am Ende schon alles gut gehen wird. 
Bei einem Auftritt in einer TV-Show sagte er vor ein paar 
Jahren, er sei jemand, dem das Glück hold sei. Offenbar 
glaubt er, dass sein Glück ihm ermöglicht habe, bisher 
trotz aller widrigen Umstände zu siegen. Genauso glaubt 
der Kreml, dass die Zukunft nicht vorhersehbar ist und 
dass sich Russlands Position auf der internationalen Büh-
ne infolge von unvorhersehbaren Ereignissen dramatisch 
verbessern könnte. Auf diese Art hat auch die jüngste 
Wirtschaftskrise im Westen die Illusion der Kreml-Strate-
gen genährt, dass eine „neue Weltordnung“ Russland den 
Neuanfang und Wiederaufstieg zur Supermacht ermögli-
chen wird.
2012 sagte Außenminister Sergej Lawrow: „Mit einem 
so radikalen ‚Spielkartentausch‘ wird in vielen Dingen ein 
Neuanfang möglich sein und nicht alle Regeln, die heute 
die internationale Hierarchie bestimmen, werden in 
Zukunft noch gelten. So kann es sein, dass es in Zukunft 
nicht mehr wichtig ist, wo eine Technologie erfunden 
wurde, sondern wer sie besser nutzen kann. In dieser 
Hinsicht hat Russland mit seiner gebildeten und wage-
mutigen Bevölkerung und seinen enormen Ressourcen 
offensichtliche Vorteile.“12 Die Logik ist atemberaubend: 
Aufgrund künftiger Veränderungen wird Russland in der 
Lage sein, dank seiner „wagemutigen“ Bevölkerung das zu 
nutzen, was andere Leute geschaffen haben. Mit anderen 
Worten: Die Russen können aufgrund ihrer besonderen 
Talente neue Technologien besser nutzen als diejeni-
gen, die sie erfunden haben. In der Zwischenzeit gibt es 
allerdings keinerlei Hinweise darauf, wie das Land sein 
demografisches Problem lösen kann oder welche seiner 
„enormen Ressourcen“ so vorteilhaft sind. Die Logik der 
Zwischen alter und neuer Weltordnung: Die Logik der Russischen Außen- und Sicherheitspolitik  12
DGAPkompakt  / Nr. 20 / September 2018
russischen Führung ist nicht die eines Analysten, sondern 
die eines Kasinospielers.
Die „Unvorhersehbarkeit“ der russischen Führung 
gründet sich auf ein System von Ansichten und Vorgehens-
weisen, das sich vermutlich nicht ändern wird. Versuche, 
den Kreml davon zu überzeugen, dass die moderne Welt 
anders ist als in Moskau wahrgenommen, dürfte keine 
positiven Ergebnisse bringen. Putin wird dem Argument 
seiner westlichen Gesprächspartner, dass die Tage auf 
immer vorbei sind, in denen Winston Churchill und Stalin 
die Grenzen anderer Staaten nach ihrem Belieben zo-
gen, keinen Glauben schenken. Schlimmer noch: Jeder 
Versuch, ihm das zu erklären, wird von Putin unweigerlich 
als Heuchelei und Versuch gesehen werden, Russland vom 
Weltgeschehen auszuschließen. Aus diesem Grund scheint 
es nahezu unmöglich, den Konflikt zwischen Russland 
und dem Westen mit diplomatischen Mitteln zu lösen.
Es ist auch klar, dass ein so durch und durch militaris-
tisches System von Ansichten und Vorgehensweisen zu 
neuen Krisen führen kann, in einen neuen Kalten Krieg 
abgleiten könnte oder sogar in eine direkte militärische 
Konfrontation. In dieser Situation ist es für den Westen 
vernünftig, die Rückkehr zu einer friedlichen Koexis-
tenz anzustreben, wie es sie im Kalten Krieg gab. Es ist 
notwendig, die direkte militärische Konfrontation zu 
vermeiden. Daher sollte sich der Westen auf pragmatische 
Schritte konzentrieren, um die militärischen Aktivitäten 
wechselseitig überprüfbar zu machen, neue vertrauens-
bildende Maßnahmen zu schaffen und auf Vereinbarun-
gen zur Begrenzung der konventionellen und atomaren 
Rüstung hinarbeiten. 
Alexander Golts ist Militärexperte und Chefredakteur der 
Online-Plattform „Ezhednevnyi Zhurnal“.
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Russlands Militär als Instrument der Außenpolitik:  
Zu wenig Reformen, aber zu große Belastungen
Pavel Baev
Die russische Führung hat viel in die Modernisierung 
der Streitkräfte investiert und sie zu einem machtvollen 
Werkzeug ihrer Außenpolitik gemacht. Allerdings hat 
Russland seine schrumpfenden Ressourcen überstrapa-
ziert, um seine Armee wieder aufzurüsten und an vielen 
Einsatzorten militärische Stärke zeigen zu können. 
Die NATO sollte diese Sicherheitsrisiken sehr ernst 
nehmen. Zugleich muss sie sicherstellen, dass es Moskau 
nicht gelingt, Differenzen zwischen ihren Mitgliedstaaten 
auszunutzen. 
Reform und Wiederaufrüstung
Die Modernisierung der russischen Streitkräfte findet 
hinter so vielen Schichten von Geheimhaltung, Desinfor-
mation, Propaganda und Korruption statt, dass jede Ge-
samteinschätzung eine große Fehlerspanne aufweist. Die 
lang erwartete Übung Zapad 2017 lieferte neue Indizien 
dafür, dass die NATO ihre Fähigkeiten zur Eindämmung 
Russlands stärken muss. Aber sie offenbarte auch, dass 
derzeit eine Offensive im Baltikum nicht vorbereitet wird. 
In Syrien hat Russland ein großes Interesse daran, einen 
„Sieg“ zu erklären, ohne aber den Militäreinsatz beenden 
zu wollen. Die anhaltende Wirtschaftskrise verringert die 
Einnahmen des russischen Staates, aber die Führung wei-
gert sich, notwendige Kürzungen bei den Militärausgaben 
vorzunehmen. Die Durchhaltefähigkeit von Russlands alt-
modischer Militärmaschine lässt nach. Moskau ist jedoch 
nach wie vor entschlossen, sie als wichtiges Instrument 
der Außenpolitik zu nutzen.
Unmittelbar nach dem Krieg mit Georgien 2008 
brachte Russland eine erstaunlich radikale Militärreform 
auf den Weg, um seine Streitkräfte zu einem vielseitig 
verwendbaren Instrument der Politik zu machen. Der 
Moment war nicht günstig, denn die Wirtschaft stürz-
te in eine tiefe Rezession, die während der nächsten 15 
Monate anhalten sollte. Aus diesem Grund wurde die 
Entscheidung über die Wiederaufrüstung, die die Um-
strukturierungen hätte begleiten sollen, zunächst vertagt. 
Erst 2011 wurde das ehrgeizige Staatsrüstungsprogramm 
2020 verabschiedet.1 Im Rückblick wird deutlich, dass 
die Reformbeschlüsse konzeptionell nicht hinreichend 
durchdacht waren und dass viele zentrale Entscheidun-
gen, beispielsweise über die Umstellung auf eine Berufs-
armee, versäumt wurden. Die neue Sammlung amtlicher 
Dokumente – von der Militärdoktrin vom Dezember 
2014 zur Marinepolitik vom Juli 2017 – listet zahlreiche 
Bedrohungen und Forderungen auf, erwähnt aber die 
Reform nicht und enthält auch kaum Vorgaben für deren 
Umsetzung. Die enorm teuren staatlichen Aufträge für 
neue Waffensysteme wurden mit der Umstrukturierung 
des Militärs schlecht abgestimmt. Infolgedessen hatte die 
Modernisierung des Atomarsenals, vor allem der Erwerb 
von U-Booten der Borei-Klasse, höchste Priorität. Die 
strategischen Streitkräfte wurden aber vollständig von 
der Reform ausgenommen. 
Die Restrukturierung der konventionellen Streitkräfte 
soll dazu führen, dass die neu gebildeten Armeebrigaden 
schneller von der Arktis bis zum Kaukasus zum Einsatz 
kommen können. Auch die Einsatzbereitschaft von 
Luftwaffe und Marine wurde verbessert. Zugleich wurde 
die gewaltige Mobilisierungsinfrastruktur, die in einem 
langwierigen konventionellen Krieg den Einsatz von 
Reserveeinheiten unterstützen sollte, in den Jahren 2009 
bis 2011 faktisch zerschlagen. Das ist eine Reform, die 
heute vermutlich bedauert wird, aber nicht rückgängig 
gemacht werden kann. Die Spezialeinsatzkräfte wurden 
erheblich verstärkt, aber die Umstellung auf eine Berufs-
armee wurde auf unbestimmte Zeit verschoben, sodass 
die regulären Armee-Einheiten noch immer stark von der 
Wehrpflicht abhängen. Das bedeutet, dass sie im Frühjahr 
und im Herbst, wenn die neuen Wehrpflichtigen eingezo-
gen werden, praktisch nicht in der Lage sind, Kampfauf-
träge zu erfüllen. Die Streitkräfte haben neue Fähigkeiten 
erworben, um sogenannte hybride Kriege zu führen. 
Doch hinken die Kampfeinheiten hinterher, wenn es um 
hochmoderne Kommando- und Führungsstrukturen und 
um Kommunikations- und Aufklärungssysteme geht, die 
für eine moderne Kriegsführung ausschlaggebend sind.2
Die massiven Erhöhungen der Verteidigungsausgaben 
(von 47,3 Milliarden Dollar 2011 auf 70,3 Milliarden Dollar 
2016) führten zu einer positiven Dynamik bei der Moder-
nisierung der Streitkräfte. So konnten mehrere Brigaden 
wieder zu Divisionen aufgestockt werden.3 Inzwischen 
aber zwingen die Wirtschaftskrise und die Perspektive 
einer weiter anhaltenden Stagnation die Regierung dazu, 
erhebliche Einschnitte in der Zuteilung von Ressourcen 
im Bereich Verteidigung vorzunehmen.4 Die Verabschie-
dung eines neuen Staatsrüstungsprogramms 2025 wurde 
verschoben, weil es derzeit nicht möglich ist, realistische 
Zwischen alter und neuer Weltordnung: Die Logik der Russischen Außen- und Sicherheitspolitik  14
DGAPkompakt  / Nr. 20 / September 2018
neue Vorgaben für die Beschaffung zu machen. An seine 
Stelle ist ein abgewandeltes Programm für die Jahre 2018 
bis 2027 getreten, bei dem aber viele Projekte auf Eis 
gelegt wurden.5
Das Oberkommando der Streitkräfte unter Führung 
des populären Verteidigungsministers Sergej Schoigu 
besteht auf mehr Mitteln für die stark beanspruchten 
konventionellen Kräfte. Es gibt aber auch gewichtige 
politische Gründe, weiterhin den strategischen Kräften 
Vorrang einzuräumen. Die atomaren Fähigkeiten sind 
der wichtigste ungenutzte Aktivposten der russischen 
Politik. Allerdings ist es schwierig, sie als Instrument der 
Politik nutzbar zu machen.6 Mehrere Projekte von hoher 
Sichtbarkeit wie die mit Marschflugkörpern bestückten 
U-Boote der Jasen-Klasse oder die T-50-Kampfflugzeug 
der fünften Generation (PAK-FA) wurden verschoben. 
Zudem wurden die Bestellungen für Kampfpanzer vom 
Typ T14 und gepanzerte Infanteriefahrzeuge vom Typ T-15 
gekürzt. Diese Sparmaßnahmen reichen allerdings nicht 
aus, um das Problem der zunehmenden Unterfinanzie-
rung zu lösen.
Insgesamt folgt die russische Führung dem üblichen 
Bürokraten-Muster, die Erfolge zu übertreiben und die 
Mängel herunterzuspielen. Das ist gefährlich, weil es 
dazu führt, dass die Fähigkeiten über- und die wachsen-
den Probleme unterschätzt werden.
Militäreinsätze in Syrien,  
auf der Krim und im Donbass 
Auf die schnell ausgeführte Militäroperation, die 2014 
die Annexion der Krim möglich machte, folgte noch im 
selben Jahr der Einsatz der Armee in dem nicht-erklärten 
Krieg im Donbass sowie ab 2015 die Intervention in 
Syrien. Jede dieser Operationen erforderte eine andere 
Kombination von Kernelementen militärischer Macht: 
Auf der Krim gab es einen raschen Einsatz von Spezi-
aleinsatzkräften, die von der Marine-Infanterie und 
Luftlande-Gefechtsverbänden unterstützt wurden. Für 
die Grabenkämpfe im Donbass wurden Panzerfahrzeuge 
und Artillerieeinheiten benötigt und in Syrien kamen 
die Luftstreitkräfte zum Zug, unterstützt durch Lang-
strecken-Raketen und in jüngster Zeit Militärpolizei und 
private Sicherheitsfirmen.7 Die russische Führung hat 
guten Grund, jedes dieser Experimente zur Erprobung 
von Machtprojektion als Erfolg zu sehen. Doch werden 
damit Personal und Ressourcen langfristig gebunden. 
Diese erhebliche Belastung begrenzt die „freien Kapazitä-
ten“ für mögliche neue Einsätze.
Die Krim ist zu einer militarisierten „Bastion“ gewor-
den, die die Schwarzmeerregion beherrscht. Der Unterhalt 
der neuen Stützpunkte ist ebenso schwierig wie der des al-
ten Marinestützpunkts in Sewastopol, weil der Nachschub 
über See erfolgen muss. Ähnliche Probleme erschweren 
die strategischen Planungen, wenn es um die Bündelung 
von Einheiten in der Exklave Kaliningrad geht, wo inzwi-
schen dauerhaft taktische Raketen des Typs Iskander sta-
tioniert sind.8 Russland errichtet zudem mehrere kleine, 
aber schwer zu unterhaltende Stützpunkte in der Arktis. 
Der „Waffenstillstand“ im Kriegsgebiet im Donbass wird 
jeden Tag durch Artillerieduelle gebrochen und Russland 
muss die Einheiten regelmäßig ablösen, die diesem Stel-
lungskrieg ausgesetzt sind. Jede weitere Operation würde 
es erforderlich machen, den größten Teil der verfügbaren 
Armeebrigaden zusammenzuziehen.9
Die größten Probleme entstehen durch die Notwen-
digkeit, die Intervention in Syrien durchzuhalten, wo 
zwar der „Sieg“ ausgerufen wurde, aber weiterhin heftig 
gekämpft wird. Diese prominente Projektion von Macht 
weit über die Grenzen von Russland hinaus ermöglichte 
es dem Oberkommando, neu entwickelte Waffensysteme 
zu testen und die Fähigkeit zu hochpräzisen Raketen-
schlägen über große Entfernungen zu demonstrieren.10 
Für die Marine, die in großen Mengen Nachschub für den 
Einsatz liefern muss, bedeutet der Einsatz eine erhebli-
che Belastung. Auch der Einsatz von Russlands einzigem 
Flugzeugträger, der „Admiral Kusnezow“, war alles 
andere als erfolgreich. Das Schiff befindet sich jetzt zu 
umfangreichen Reparaturen im Dock. Die Luftwaffe hat 
besser abgeschnitten als erwartet, aber der Wartungsbe-
darf ist gestiegen, was zum Verlust von zwei strategischen 
Bombenflugzeugen des Typs Tu-95MS führte. Zudem 
stürzte während der Zapad-Übung 2017 ein Langstrecken-
bomber des Typs Tu-22M3 ab. Derzeit nehmen an dem 
Syrien-Einsatz eine gemischte Staffel teil, die auf dem 
Luftwaffenstützpunkt Hmeimim stationiert ist (und im 
Januar 2018 dort angegriffen wurde), mehrere Einheiten 
von Militärpolizei und Spezialeinsatzkräften sowie Mili-
tärberater und private Sicherheitsfirmen. Entsprechend 
steigen die Opferzahlen.11
Insgesamt bewerten Präsident Wladimir Putin und die 
Militärführung des Landes die neuen Erfahrungen beim 
Einsatz militärischer Gewalt als Instrument der Außenpo-
litik positiv. Sie vergrößerten das internationale Prestige 
Russlands und trugen zur Unterstützung des Regimes 
durch die einheimische Bevölkerung bei. Dennoch wird 
der Wunsch nach offensiveren Schritten dadurch gebremst, 
dass die laufenden „siegreichen“, aber aufwändigen und 
hochriskanten Operationen fortgeführt werden müssen. 
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Verhandlungen über atomare Sicherheit  
sollten Vorrang haben
Die russische Führung ist sich bewusst, dass Russland 
in der Konfrontation mit dem Westen nicht der Stärke-
re ist. Aber sie glaubt, dass sie Risse und Differenzen 
in der EU und der NATO ausnutzen kann. Sie sieht ihre 
eigene Bereitschaft, militärische Mittel einzusetzen, als 
entscheidenden Vorteil. Das gilt vor allem für Krisensi-
tuationen, in denen die westliche Einheit gefährdet ist 
und die Entscheidungsprozesse in der NATO mühselig 
sind. Dieser Vorteil kann allerdings dadurch zunichte 
gemacht werden, wie der Kreml Entscheidungen trifft: 
im extrem kleinen Kreis und impulsiv, ohne sorgfältige 
Abwägung der Risiken und Folgen. Die Frage der Verfüg-
barkeit und Verlässlichkeit der militärischen Instrumente 
tritt allmählich in den Vordergrund, weil Russland seine 
schrumpfenden Ressourcen überdehnt hat: einerseits für 
die halbfertige Wiederaufrüstung und andererseits, um 
militärisch starke Stellungen an vielen Einsatzorten von 
der Arktis bis Abchasien und von Kaliningrad bis Syrien 
aufzubauen. Die Zeit ist nicht auf Russlands Seite, da der 
wirtschaftliche Niedergang trotz des vergleichsweise 
stabilen Ölpreises anhält. Die NATO muss die Sicher-
heitsrisiken sehr ernst nehmen, die durch die militäri-
schen Aktivitäten Russlands entstehen. Das gilt auch für 
Versuchungen des Kreml, sich auf weitere Experimente 
der Machtprojektion einzulassen. Zugleich aber muss die 
NATO sicherstellen, dass die russische Taktik scheitert, 
Differenzen innerhalb des westlichen Lagers auszunut-
zen. Dies erfordert ein sorgfältiges Abwägen von Gegen-
maßnahmen, ohne die Einheit der NATO zu gefährden. 
Bezeichnenderweise steht die Frage von höheren Vertei-
digungsausgaben im Zentrum der westlichen Debatte. 
Es ist von größter Bedeutung, dass die europäischen 
Politiker akzeptieren, dass dieses Thema nicht nur mit 
den Forderungen von US-Präsident Donald Trump zu tun 
hat, sondern eine notwendige Antwort auf das veränderte 
Sicherheitsumfeld darstellt.
Es ist wichtig, keine Alarmstimmung zu schüren, wenn 
es um Russlands Bereitschaft geht, eine Offensive gegen 
das Baltikum zu beginnen. Da die Staaten in der russi-
schen Nachbarschaft verwundbar sind, gilt ihnen auch 
große Aufmerksamkeit. Die NATO sollte sich gemeinsam 
mit Finnland und Schweden darauf konzentrieren, dort 
die kollektive Verteidigung zu stärken. In der Schwarz-
meer-Region ist es entscheidend, die beschädigten Bezie-
hungen der USA und Europas mit der Türkei wiederher-
zustellen. Immerhin ist die Türkei weiterhin Mitglied der 
NATO, trotz ihres problematischen Verhaltens und ihrer 
ambivalenten Annäherung an Russland.
Der Mix von Eindämmung und Einbindung, den die 
NATO konzipiert hat, wird fließend bleiben. Russland 
stellt die Entschlossenheit des Bündnisses aggressiv und 
rigoros auf die Probe, und darauf muss die NATO reagie-
ren. Die wichtigste Herausforderung an dieser Stelle ist es 
zu verhindern, dass Russland jeden Riss in der transatlan-
tischen und europäischen Einheit ausnutzt. 
Schwieriger ist die Einbindung. Die westlichen Re-
gierungen können den Verpflichtungen Russlands zur 
Bewahrung von Stabilität in Krisengebieten oder zur 
Verbesserung der Sicherheit in Europa keinen Glauben 
schenken. Im neuen Umfeld von „hybriden“ Herausfor-
derungen durch Russland, die ein Spektrum von Cyber-
Angriffen bis hin zur Raketenabwehr abdecken, versagen 
die traditionellen Methoden der Rüstungskontrolle. Auch 
Maßnahmen zur Risikoverminderung, die zwischen 
beiden Seiten ausgehandelt werden, können nur insofern 
greifen, als Russland es nützlich finden mag, aggressive 
Vorfälle auf See oder in der Luft zu vermeiden. Priorität 
sollte die Wiederbelebung der Gespräche über Fragen der 
atomaren Sicherheit haben, um ein Scheitern des INF-
Vertrags (Intermediate Range Nuclear Forces) zu vermei-
den. Russland hat massiv in die Modernisierung seines 
Atomarsenals investiert. Es ist essenziell, Russland davon 
abzubringen, dieses Arsenal in ein nützliches Instrument 
der Außenpolitik verwandeln zu wollen.
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Russland hat lange gebraucht, um eine moderne Strate-
gie zur Gestaltung der globalen Informationssphäre zu 
entwickeln. Dies steht im Gegensatz zu seinem Umgang 
mit Cyberangriffen, die es schon seit den 2000er Jahren 
als sicherheitspolitisches Instrument (zum Beispiel 2007 
gegen Estland) nutzt. Doch gelang es dem Kreml bislang 
nicht, die nationale oder internationale Debatte zu be-
stimmen, weder bei innenpolitischen Zwischenfällen wie 
dem Terrorangriff in Beslan 2004 noch bei Ereignissen in 
der postsowjetischen Nachbarschaft wie dem russisch-
georgischen Krieg 2008. Erst die Massendemonstrationen 
in Moskau und St. Petersburg im Zusammenhang mit den 
Parlaments- und Präsidentenwahlen 2011/2012 lösten die 
Entwicklung einer umfassenderen Informationsstrate-
gie aus. Das war der Moment, in dem Russland begann, 
massiv in seine Desinformations- und Cyberstrategie 
zu investieren. Dies geschah in der Überzeugung, dass 
traditionelle Sicherheitspolitik im 21. Jahrhundert mit der 
Beherrschung und Manipulation der Informationssphäre 
zusammenhängt. Einiges wurde schon während des Kal-
ten Kriegs ausprobiert, aber das Digitalzeitalter hat Russ-
lands Sicherheits- und Geheimdiensten neue Instrumente 
an die Hand gegeben, die Glaubwürdigkeit des Westens 
zu untergraben, ohne Alternativen anbieten zu müssen.
Bei der Desinformation handelt es sich um eine si-
cherheitspolitische Strategie und einen Teil der hybriden 
Kriegsführung, die der russische Generalstab und die 
Geheimdienste ab 2012/2013 entwickelt haben, als Wladi-
mir Putin wieder Präsident wurde. Die russische Führung 
fühlt sich vom Westen bedroht. Sie handelt daher aus ei-
ner Position der Schwäche heraus, wenn sie Cyberangriffe 
und Desinformation einsetzt, um der „weichen“ Macht 
des Westens entgegenzuwirken und ihre strategische 
Schwäche im konventionellen Bereich wettzumachen. Die 
„Farbrevolutionen“ in den postsowjetischen Ländern und 
die Massendemonstrationen 2011/2012 in Russland sind 
der Hauptgrund, warum sich die russische Führung ver-
wundbar und bedroht fühlt. Sie reagiert damit aber auch 
auf den allgemeinen Eindruck, dass der Westen einen 
Medienkrieg führt und Nichtregierungsorganisationen 
nutzt, um Russland zu schwächen.
Die russischen Behörden sehen in ihrer Politik die 
Retourkutsche für westliche Aktivitäten: Sie sagen, ihre 
Kampagne sei dasselbe, was alle anderen auch täten. An-
fangs verfolgte Russland tatsächlich auch noch eine eher 
reaktive als offensive Strategie. Doch deren Erfolg bei der 
Irreleitung westlicher Regierungen und Gesellschaften 
war so groß, dass ein aggressiverer Ansatz entwickelt 
wurde. Dazu gehört auch die Verschiebung des Schwer-
punktes der russischen internationalen Medien wie RT 
oder Sputnik von der Darstellung der Position Russlands 
hin zur Verbreitung einer alternativen Lesart von nega-
tiven Entwicklungen in Europa und den USA. Die Mani-
pulation der öffentlichen Meinung im Westen mithilfe 
von sozialen Netzwerken, Trollfabriken und Botnets, die 
gegen Amerika, die NATO und die Eliten gerichtete Nar-
rative verstärken, ist Teil dieser Politik. 
Die russische Desinformationsstrategie baut auf Ver-
such und Irrtum auf. Sie wird für jedes Zielland maß-
geschneidert, um sich auf die Themen und schlechten 
Nachrichten zu fokussieren, die in der jeweiligen Umge-
bung am besten funktionieren. Viele der Instrumente, die 
eingesetzt werden, um die Öffentlichkeit zu beeinflussen 
und Politiker, Experten, Institutionen und Medien im 
Westen zu diskreditieren, wurden zuvor in Russland und 
den post-sowjetischen Staaten getestet.
Die post-sowjetischen russischen Medien wurden vor 
allem als Public-Relations-System für die herrschenden 
Eliten entwickelt. Ihnen fehlt es am Grundverständnis 
dafür, dass Berichterstattung ausgewogen sein sollte. 
Sie sehen sich auch nicht selbst als vierte Gewalt einer 
Demokratie. Dafür haben sie viel von westlichen Public-
Relations-Agenturen und von Fernsehsendern wie Fox 
News in den USA gelernt, der aggressiv und parteiisch 
berichtet. Das Ergebnis ist ein selbstlernendes System, in 
dem die Akteure testen und lernen, was am besten funkti-
oniert und die größte Wirkung erzielt. Diese Erkenntnisse 
wenden sie dann eigenständig in einem Rahmen an, den 
die Führung vorgibt. Im In- wie im Ausland funktioniert 
das System oft als öffentlich-private Partnerschaft mit 
russischen Oligarchen und Geschäftsleuten ebenso wie 
durch die Einbindung „unabhängiger“ Hacker durch die 
Geheimdienste. Alle Praktiken und Instrumente, die vor 
allem seit dem Ukraine-Konflikt im Ausland zum Einsatz 
kamen, wurden zunächst daheim erprobt und entwi-
ckelt.1
Das Hauptziel der russischen Desinformation im 
Westen ist es nicht, die Wahl Kreml-freundlicher Politiker 
zu befördern – auch wenn das 2017 mit François Fillon 
in Frankreich und 2017 mit Miloš Zeman in der Tsche-
chischen Republik der Fall zu sein schien. Vielmehr geht 
es darum, die Glaubwürdigkeit von Regierungen und 
Russische Informationspolitik:  
Desinformation als Werkzeug der Sicherheitsstrategie
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Politikern zu beschädigen und die Funktionsfähigkeit der 
demokratischen Institutionen und Medien zu stören. So 
bedienen sich der russische Staat und seine Sicherheits-
kräfte der Cyberangriffe, um Informationen über Politi-
ker zu beschaffen, die sie als Gegner betrachten. Solche 
Informationen werden dann über WikiLeaks oder andere 
Webseiten veröffentlicht. Der bekannteste Fall war der 
von Hillary Clinton 2016.
Die Politik des Kreml zielt auch darauf, dem russischen 
Publikum zu zeigen, dass der Westen keine Alternati-
ve zu Putins System darstellt, egal wie dysfunktional, 
unzuverlässig und fehlerhaft es ist, und dass es gut ist, 
Putin als einen Präsidenten zu haben, der zumindest 
Stabilität gewährleistet. Ebenso geht es darum, weltweit 
ein Paradigma aufzubauen, das eine Alternative zum 
liberalen westlichen Wertesystem darstellt. Die russische 
Desinformation betont die bestehenden Schwächen der 
europäischen und westlichen Staaten und Gesellschaften, 
und sie untergräbt das Vertrauen dieser Gesellschaften in 
ihre Medien und staatlichen Institutionen. 
Deutschland als Ziel von Desinformation
Die EU-Staaten und vor allem Deutschland stellen für rus-
sische Desinformation und Cyber-Angriffe wichtige Ziele 
dar. Im Falle Deutschlands liegt das an der Führungsrolle 
von Bundeskanzlerin Angela Merkel im Ukraine-Konflikt 
und in der Sanktionspolitik gegen Russland, aber auch 
an der zentralen Bedeutung des Landes für die Stabilität 
der EU. Zu den typischen Paradigmen der Desinformation 
gehören hier Themen wie der Zweite Weltkrieg und der 
Faschismus, amerikanische Aggression (im Visier ist hier 
der pazifistische Teil der Gesellschaft) und Ressentiments 
gegen die USA, Gegnerschaft zur NATO, Einwanderung 
und der radikale Islam.
Die russische Desinformation bedient sich in Deutsch-
land folgender Instrumente:
 . Russische internationale Medien wie RT und ihre deut-
schen Ableger wie RT Deutsch, die Medienplattform 
Sputnik (und ihr deutscher Ableger) und Internet-Trol-
le, die soziale Netzwerke manipulieren. 
 . Die russischen Sicherheitsdienste, vor allem der Militär-
Auslandsgeheimdienst GRU, der mit kooptierten Ha-
ckergruppen wie Fancy Bear zusammen Cyber-Angriffe 
verübt. Das Ziel ist, sensible Informationen zu gewin-
nen, oft über Politiker, die dann verwendet werden, um 
die öffentliche Meinung zu manipulieren. Besonders 
relevant ist das im Kontext von Wahlen. 
 . Immer engere Verbindungen zu links- und rechtspopu-
listischen Parteien und Gruppierungen wie der Alter-
native für Deutschland (AfD) und der Anti-Islam-Bewe-
gung PEGIDA, aber auch zu Teilen der Linkspartei. 
 . In den vergangenen 15 Jahren wurden in Deutschland 
nationale und regionale Netzwerke aufgebaut, die Putin 
und Russland freundlich gesonnen sind. Heute setzen 
sie sich für die Aufhebung der Sanktionen und die An-
erkennung der Annexion der Krim ein und verbreiten 
Argumente der russischen Propaganda, beispielsweise 
gegen die Ukraine.
Wenn man das allerdings einzeln betrachtet, sind 
Russlands internationale Medien nicht das erfolgreichste 
Werkzeug der Desinformation in Deutschland. Vielmehr 
handelt es sich um Nischenprodukte, die auf bestimmte 
Zielgruppen ausgerichtet sind. Viel wichtiger sind die 
immer zahlreicheren Querverbindungen zwischen diesen 
Medien und deutschen populistischen Gruppierungen 
und Parteien, aber auch der Friedensbewegung. Ebenso 
bedeutend ist die Instrumentalisierung von Minderheiten 
wie den Russlanddeutschen über soziale Netzwerke. Dies 
zeigte sich 2016 an dem Fall Lisa. Das damals 13-jährige 
Mädchen mit deutsch-russischen Wurzeln wurde angeb-
lich von „Südländern“ in Berlin verschleppt. Später stellte 
sich heraus, dass sie aus Angst vor Schulproblemen bei 
einem Freund übernachtet hatte. Auch Außenminister 
Sergej Lawrow kam auf den Fall Lisa zu sprechen und 
warf den deutschen Behörden Vertuschung vor.
Die Inhalte russischer Desinformation werden über 
diese Gruppen und Netzwerke mit zunehmendem Erfolg 
verbreitet.2 Auch Mitglieder von Organisationen wie AfD, 
PEGIDA und der Linken bedienen sich der Argumente 
der russischen Desinformation und Propaganda. Pro-
russische ehemalige Politiker, Journalisten und Pseudo-
Experten bringen sie mithilfe von Interviews und Talk-
show-Auftritten in die etablierten Medien. Derweil steht 
die Zahl von Interviews, die auf Sputnik oder der Stimme 
Russlands mit Vertretern von AfD, PEGIDA der der Linken 
geführt werden, in keinem Verhältnis zu ihrem Gewicht 
in der nationalen Debatte.
Parallel dazu verfolgt der Kreml das Ziel, rechtspopu-
listische und anti-liberale Gruppierungen in Deutschland 
immer enger mit russischen Institutionen und Akteuren 
zu vernetzen. Der russische Schriftsteller Alexander 
Dugin – eine Schlüsselfigur in russischen intellektuellen 
Debatten über konservative nationale Werte, die einzigar-
tige Zivilisation Russlands und den Eurasianismus – spielt 
dabei eine wichtige Rolle. Die Spindoktoren des Kreml 
setzen ihn häufig ein, um konservative Netzwerke im 
Ausland zu entwickeln und zu unterhalten und um die 
Debatte über Werte und Russlands Rolle in der Welt zu 
prägen.3 Dugin verfügt über umfassende Verbindungen 
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zu rechtsgerichteten Organisationen überall in Europa, 
zum Beispiel zur Goldenen Morgenröte in Griechenland 
und zu Jobbik in Ungarn. 
Die größte Herausforderung bilden nicht die neuen 
sehr anspruchsvollen Instrumente, über die die russi-
schen Medien und Sicherheitsdienste verfügen, um die 
öffentliche Meinung in Deutschland und Europa zu beein-
flussen. Wichtiger ist, wie sie existierende Stimmungen 
nutzen und verstärken, die sich gegen Amerika, die EU, 
die Medien, das Establishment und Einwanderer richten. 
Die meisten Bestandteile der von Russland unterstützten 
Narrative sind einem wachsenden Teil der europäischen 
Gesellschaften, auch in Deutschland, bereits geläufig. Sie 
zielen darauf, die Unfähigkeit der herrschenden Eliten 
zu kritisieren, die Probleme ihrer Länder in einer immer 
komplexeren Welt zu lösen. Diese Selbstzweifel werden 
von den russischen internationalen Medien gefüttert, 
deren Hauptziel es ist, „eine Gegenöffentlichkeit aufzu-
bauen und Medienmanipulation zu zeigen“.4
Versuchter Einfluss auf  
den Bundestagswahlkampf 2017 
Ein Teil dieses Instrumentariums wurde im Bundes-
tagswahlkampf 2017 eingesetzt, wobei die russische 
Kampagne im französischen Präsidentschaftswahl-
kampf wenige Monate zuvor mit falschen Nachrichten 
und Angriffen auf Emmanuel Macron offenbar noch 
viel umfassender war. In den mit Politik und Sicherheit 
befassten Kreisen in Deutschland befürchtete man vor 
allem, dass die Ausbeute eines Cyber-Angriffs von 2015 
auf den Deutschen Bundestag – der sehr wahrscheinlich 
von Fancy Bear und dem GRU verübt wurde – genutzt 
werden könnte, um das Wahlergebnis zu beeinflussen. 
Die Ungewissheit aufgrund der riesigen Menge von E-
Mails und Daten, die damals gestohlen wurde, rief in der 
Politik und der breiteren Öffentlichkeit ein Gefühl von 
Unsicherheit hervor.
Im Endergebnis kam es im Wahlkampf zwar nicht 
zu einer großen russischen Desinformationskampagne. 
Trotzdem hatte die Erkenntnis, dass eine solche Bedro-
hung möglich gewesen wäre, einen indirekten Einfluss 
auf die öffentliche Debatte. Die russische Führung begriff, 
dass Deutschland stabiler als Frankreich ist, die politi-
sche Debatte hierzulande weniger stark polarisiert ist 
und Bundeskanzlerin Merkel hinreichend Unterstützung 
genießt, um auch einen großflächigen Angriff abzuweh-
ren. Eine andere Lesart des Geschehens ist, dass der 
Großangriff ausblieb, gerade weil die Öffentlichkeit ihn 
erwartete. Für die russischen Spindoktoren und Medien 
könnte das die Lehre aus dem Fall Lisa gewesen sein, der 
sich am Ende als kontraproduktiv für die Interessen des 
Kreml erwiesen hatte.
Die deutschen Entscheidungsträger haben die russi-
sche Desinformation lange unterschätzt. Weder Politiker 
noch Sicherheitsdienste zeigten sonderlich viel Aufmerk-
samkeit für dieses Thema. Der Fall Lisa und der Cyber-
Angriff auf den Bundestag waren Weckrufe. Seither 
haben sich verschiedene Institutionen mit dem Thema 
befasst, unter ihnen der Bundesnachrichtendienst, der 
Verfassungsschutz, das Auswärtige Amt und das Bun-
desinnenministerium. Im Januar 2018 wurde berichtet, 
dass ein Zentrum zur Verteidigung gegen Desinformati-
on im Innenministerium eingerichtet werden soll.5 Die 
größte Herausforderung liegt darin, dass die Angriffe so 
umfassend sind. Weil sie gleichermaßen die Außen-, In-
nen- und Sicherheitspolitik betreffen, hat jedes Ministe-
rium seine eigene Aufgabe und einen eigenen Fokus, was 
die Koordinierung und Arbeitsteilung zwischen ihnen 
erschwert. Beispielsweise gibt es auch im Auswärtigen 
Amt eine neue Abteilung für strategische Kommunikati-
on, die sich ebenfalls mit Desinformation (vor allem der 
russischen) befasst. 
Cyber-Angriffe zeigen Verwundbarkeit  
von Gesellschaften 
Medien gehören zum Kern der demokratischen Gesell-
schaften. Doch wegen der digitalen Revolution und weil 
ihr Geschäftsmodell nicht mehr funktioniert, stecken sie 
im Westen in einer Glaubwürdigkeitskrise. Entscheidend 
ist es, Transparenz für die Quellen von Informationen 
herzustellen. Daher ist es wichtig, die Qualität der Me-
dien und des investigativen Journalismus zu verbessern. 
Zugleich sollte mehr in die weltweite Analyse von Des-
information, Fake News und Cyber-Angriffen investiert 
und der Gesellschaft erklärt werden, wie Desinformation 
funktioniert. Dies ist die Aufgabe nicht nur für Medien, 
Think Tanks und Experten, sondern auch für Politiker. 
Ein großer Teil des Erfolges der russischen Desin-
formation basiert auf der Verwundbarkeit der Gesell-
schaften, auf die sie zielt. Deswegen ist es wichtig, deren 
Widerstandskraft zu stärken. Westliche Gesellschaften 
und Regierungen müssen ihre Hausaufgaben in Bezug 
auf Reformen, soziale Forderungen und die Ursachen 
des um sich greifenden Populismus machen. Ein großer 
Teil ihrer Verwundbarkeit ist hausgemacht und kann nur 
durch die Gesellschaften selbst gelöst werden. Außer-
dem ist es notwendig, die russische Desinformations-
kampagne nicht mächtiger zu machen, als sie ist und 
sie auch nicht als Ausrede für das vielfältige Versagen 
der westlichen Länder zu benutzen. Man darf sich von 
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der russischen Desinformation nicht in Panik versetzen 
lassen; auch sollte man ihre Erfolge nicht überschätzen. 
Genauso wichtig ist es, Gegenmaßnahmen einerseits mit 
den nationalen Institutionen und der Zivilgesellschaft 
abzustimmen, andererseits aber auch mit den Mitglied-
staaten und den Institutionen der EU. Unbedingt sollten 
auch die Institutionen auf Ebene der EU und der NATO 
gestärkt werden, die sich mit diesen Themen befassen.
Dr. Stefan Meister ist Leiter des Robert Bosch-Zentrums 
für Mittel- und Osteuropa, Russland und Zentralasien der 
DGAP.
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Russlands Einfluss im Bundestagswahlkampf 2017: 
Falschnachrichten sollen russische Diaspora beeinflussen
Peter Pomerantsev
Früher träumten Medien-Utopisten vom globalen In-
formationsdorf. Durch den Austausch von Ideen und 
Fakten über alle Grenzen hinweg sollte der öffentliche 
Raum robuster und vielfältiger werden. Die partizipative 
Demokratie würde gestärkt. Doch an die Stelle des Trau-
mes trat die komplizierte Wirklichkeit. Rasch breiteten 
sich transnationale Netzwerke von Desinformation und 
Hassparolen aus, die im Kontext von Wahlen und anderen 
Ereignissen Aktivitäten organisierten. Diese Netzwerke 
bringen staatliche und nicht-staatliche Akteure zusam-
men, die auf der Basis von unterschiedlichen Interessen 
und Zielen schnell wechselnde Allianzen bilden. Es wird 
immer schwieriger, von „auswärtigen“ Gruppen zu spre-
chen, geschweige denn von anderen Staaten, die einen 
zusammenhängenden „inländischen“ Informationsraum 
beeinflussen. Was stattdessen zum Vorschein kommt, ist 
eine bösartige Version der anfänglich optimistischen Idee 
eines „globalen Dorfes“ der Information. 
Dieser Prozess zeichnete sich in aller Deutlichkeit bei 
der Wahl zum Deutschen Bundestag 2017 ab. Eine Reihe 
von internationalen Akteuren, unter ihnen der Kreml, 
verbündete sich mit deutschen Bewegungen und Parteien, 
die gegen das Establishment antraten. Sie versuchten, die 
Wahl mittels einer Mischung von Falschnachrichten und 
manipulierten sozialen Medien zu beeinflussen.
AfD-Wahlwerbung für Russlanddeutsche 
Die Medienbeobachtungs-Organisation Memo 98 berich-
tete, dass Nachrichten des von Russland unterstützten 
deutschsprachigen Radiosenders Sputnik eine klare Ten-
denz zu Gunsten der AfD aufwiesen. Oft geschehe dies 
durch Berichte über die negativen Seiten von Migration. 
Solche Nachrichten würden dann über AfD-freundliche 
Twitter-Accounts weiterverbreitet; auffällig seien deren 
automatisierten oder „Bot-ähnlichen“ Aktivitäten. Paral-
lel dazu nutzten Accounts der Alt-Right-Bewegung in den 
USA Plattformen auf 4 Chan und Discord, um rechtsex-
tremen Aktivisten in Deutschland taktische Ratschläge 
zu geben. Diese bezögen sich auf Aktivitäten wie die 
memetische Kriegsführung, die Schaffung von Accounts 
für Fake News und Parodien und auf Verschleierungsstra-
tegien. Nach einer Recherche des Institutes für Strategic 
Dialogue erschien der Hashtag #MGGA (Make Germany 
Great Again) zwischen dem 1. Juli und dem 6. September 
2017 in insgesamt 2.961 Einträgen in öffentlichen Foren 
und Blogs sowie auf Facebook, Twitter und YouTube. Auch 
ein russischer Botnet aus Nischni Nowgorod beteiligte 
sich an der Verbreitung von AfD-Memes. 
Seit 2014 gibt es eine signifikante politische Schnitt-
menge zwischen Rechts- und Linksextremen in Deutsch-
land, zum Beispiel in Bezug auf die Ukraine-Politik. 
Deutsche politische Beobachter sprechen von einer 
„Querfront“1 zwischen beiden Seiten. Im Umfeld der 
Bundestagswahl zeigte sich diese Überschneidung beson-
ders deutlich, wenn es um Stimmungen gegen die NATO, 
das Establishment und den Westen ging, die rechts- und 
linksextreme Zielgruppen von Kreml-nahen Medien wie 
Russia Today (RT) und Sputnik ansprechen. 
Aus der Medienbeobachtung wird deutlich, dass die bei 
Russlanddeutschen beliebten russischsprachigen Sender 
während des Wahlkampfes immer wieder das Bild von 
einem starken Russland und einem schwachen Europa 
zeichneten. Dies geschah vor allem durch Themen wie die 
„Krise der Europäischen Union“, „westliche Verschwörung 
gegen Russland“ und „dekadente westliche Werte“. Diese 
Inhalte ähneln denen der AfD-Wahlkampf-Spots, die auch 
in russischen Sendungen in Deutschland geschaltet wur-
den. Vertreter der AfD traten auch in den russischsprachi-
gen staatlichen Medien auf.
Auf der populärsten russischen Plattform Odnoklassni-
ki (im Stil ähnlich wie Facebook) haben russlanddeutsche 
Gruppen Informationen aus russischen und deutschen 
Medien gepostet, die sich gegen Einwanderer richteten. 
So zeigt die Timeline der Gruppe „Russlanddeutsche für 
AfD in NRW“ eine Mischung von Wahlkampfmaterial 
der AfD, Berichten gegen Einwanderung und Hochglanz-
Nachrichten der Kreml-nahen Medien, in denen AfD-
Vertreter vorkamen.
Zwar gibt es keine amtlichen Statistiken über das 
Wahlverhalten Russlanddeutscher bei der Bundestagwahl 
2017. In Wahlkreisen mit einem hohen Anteil von Wählern 
mit russischen Wurzeln schnitt die AfD allerdings beson-
ders gut ab. 
Um eine angemessene Antwort auf den Einfluss von 
Netzwerken zur Verbreitung von Desinformation und 
Hassreden zu finden, sollten die Zivilgesellschaft, Politi-
ker und Medien in Deutschland versuchen, die Verwer-
fungen innerhalb der deutschen Gesellschaft anzugehen. 
Sie sollten auch international mit anderen Institutionen 
zusammenarbeiten, die vor demselben Problem stehen.
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Online-Aktivisten müssen 
zusammenarbeiten
Organisationen der Zivilgesellschaft, die gegen Extremis-
mus eintreten, ebenso wie wissenschaftliche und phil-
anthropische Stiftungen müssen lernen, sich im Internet 
ebenso gekonnt und taktisch geschickt zu bewegen wie 
die internationale extreme Rechte. Dies bedeutet, tech-
nologische Fähigkeiten zu erwerben und eng mit Platt-
formen und Experten für soziale Medien zusammenzuar-
beiten. Ein erster Schritt ist, über die Grenzen hinweg mit 
Gruppen in Europa und den USA zu kooperieren, die sich 
auf die Überprüfung von Fakten und auf bürgerschaftli-
ches Engagement spezialisiert haben.
Organisationen der Zivilgesellschaft müssen ebenso 
schnell und global handeln können wie rechtsextreme 
Gruppierungen, um die Verbreitung von Falschnachrich-
ten und Hassreden zu stören und zu begrenzen. Dazu ist 
es nötig, mit Online-Aktivisten zusammenzuarbeiten, die 
bei bestimmten Bevölkerungsgruppen Glaubwürdigkeit 
genießen und die Menschen dort erreichen können. Orga-
nisationen, die Fakten überprüfen, sollten unbedingt mit 
der „EU gegen Desinformation“-Kampagne zusammenar-
beiten, um Doppelarbeit zu vermeiden.2
Organisationen in diesem Bereich müssen auch lernen, 
die extreme Rechte besser zu verstehen. Ihr Engagement 
im Internet darf sich nicht auf die großen Plattformen 
der sozialen Medien beschränken, sondern muss auch 
die alternativen Plattformen einbeziehen, auf denen sich 
Rechtsextreme zusammenfinden. In diese Echokammern 
wird man nur vordringen können, wenn man legitime 
Sorgen anspricht und alternative Lösungen vorschlägt.
Ebenso wichtig ist es, die Gemeinschaften der russisch-
sprachigen Diaspora anzusprechen und die Medienkom-
petenz der Russlanddeutschen zu verbessern. Dies gilt 
auch für die älteren Mitglieder dieser Gemeinschaften, 
die oft wenig Deutsch können und die staatlichen russi-
schen Fernsehprogramme anschauen. Ein Vorreiter für 
ein solches Projekt ist das Programm “Learn to Discern“ 
(Lerne zu unterscheiden) der US-Organisation IREX. Sie 
leistete Pionierarbeit in der Ukraine, wo sie in Büchereien 
und Sozialzentren vor Ort Workshops zur Verbesserung 
der Medienkompetenz abhielt.3
Russlands Desinformation gemeinsam 
abwehren
Viele Akteure im In- und Ausland versuchen, die deutsche 
Gesellschaft zu polarisieren, indem sie bestehende Streit-
themen betonen und übertreiben. Zu Themen wie der 
Einwanderung sollten Entscheidungsträger und politische 
Parteien eine transparente Debatte über die Parteigren-
zen hinweg pflegen, um das Feld nicht den Extremisten 
zu überlassen. Entscheidungsträger sollten auch Recher-
che-Netzwerke unterstützen, die über Grenzen hinweg 
arbeiten, um rechts- und linksextreme Netzwerke zu 
analysieren. Wenn dies über längere Zeit und koordiniert 
geschieht, können sie daraus nicht nur wertvolle Infor-
mationen gewinnen, sondern sich auch ein Netzwerk von 
Experten erschließen, das sie bei politischen Maßnahmen 
und Gesetzen zu Rat ziehen können.
Wenn politische Akteure Beweise für Einmischungen 
aus dem Ausland haben, sollten sie diese der Öffentlich-
keit vorlegen und deren Bewusstsein schärfen. In Frank-
reich und Spanien ist staatlich unterstützte Desinforma-
tion ein großes Thema. Das gilt auch für die Verabschie-
dung der „Strategischen Kommunikation der EU, um 
gegen sie gerichtete Propaganda von Dritten entgegenzu-
wirken“ von 2016.4 Als europäische Führungsmacht und 
Land mit hohen Medienstandards ist Deutschland in einer 
guten Position, einen EU-weiten Aktionsplan in diesem 
Bereich zu leiten. 
Die politischen Parteien in Deutschland und anderen 
europäischen Ländern sollten die Möglichkeit gemein-
samer Initiativen zur Abwehr russischer Einmischung 
erkunden. Beispielsweise arbeiten Mitglieder der La-
bour Partei in Großbritannien mit der Wahlkommission 
zusammen, um die Versuche des Kreml zu untersuchen, 
das Brexit-Referendum 2016 zu beeinflussen. Deutsche 
Politiker, die sich ähnliche Sorgen machen, sollten mit 
ihnen zusammenarbeiten.
Die etablierten Parteien sollten auch intensivere Kon-
takte zu den Gemeinschaften der russisch-sprechenden 
Diaspora pflegen. In Deutschland ebenso wie in ande-
ren europäischen Ländern mit einer großen Minderheit 
müssen sie sicherstellen, dass Mitglieder dieser Diaspora 
auf Russisch Zugang zu ihren politischen Kampagnen und 
Dokumenten bekommen. 
Russischsprachige Qualitätsmedien fördern 
Die etablierten Medien in Deutschland verlieren bei den 
Teilen der Bevölkerung an Glaubwürdigkeit, die sich in 
immer abgeschlosseneren Echokammern aufhalten, in 
denen Desinformation vorherrscht. Sie müssen Wege 
finden, um die Verbindung zu ihnen wiederherzustel-
len und eine Polarisierung zu vermindern. Dazu sollten 
sie Techniken der Daten-Analyse einsetzen, um diese 
entfremdeten Gemeinschaften zu verstehen und Inhalte 
zu schaffen, mit denen sie Zugang erlangen können. Die 
etablierten Medien sollten eine gründliche Analyse der 
kognitiven und narrativen Muster in den äußerst par-
teiischen Echokammern vornehmen. Dann sollten sie 
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unterschiedliche Wege ausprobieren, um die Menschen 
mit zutreffender Information zu versorgen. Beispielsweise 
arbeitet das Arena-Programm der London School of Eco-
nomics mit der italienischen Zeitung Corriere della Sera 
und Daten-Wissenschaftlern zusammen, um verschiedene 
Arten auszuprobieren, über Einwanderung zu berichten. 
Ziel ist, die Polarisierung zu verringern und entfremdete 
Leser und Zuhörer zu ermutigen, sich auf evidenzbasierte 
Recherchen einzulassen. 
Die etablierten Medien müssen verstehen, dass es das 
Ziel des Kreml und der internationalen extremen Rechten 
ist, die deutsche Gesellschaft zu polarisieren. Sie müssen 
deswegen lernen, wie ihre Berichterstattung zu sozialen 
Spaltungen beitragen kann, wenn sie irreführend oder 
sensationslüstern ist. 
Ein großes Problem ist, dass sich mit Desinformation 
gut Geld verdienen lässt: Erlogene Sensationen verspre-
chen hohe Klickzahlen. Die Medien sollten mit Werbefir-
men und Werbeanalysten zusammenarbeiten, um Prozes-
se auf den Weg zu bringen, die dazu beitragen können, 
Desinformationsseiten und -inhalte zu entwerten. Die 
Open Brand Safety Initiative, die von Moat, Storyful und 
der Journalismus-Schule der City University of New York 
ins Leben gerufen wurde, liefert dafür ein gutes Beispiel.5 
Schließlich ist es für alle Akteure – in den Medi-
en, der Zivilgesellschaft und der Regierung – wichtig, 
russischsprachige Qualitätsmedien in Deutschland und 
der Welt zu fördern. Der russisch-deutsche TV-Sender 
RTVD bot 2017 eine ausgewogene Berichterstattung über 
die Bundestagswahl an, mit der er 300.000 Zuschauer 
in Deutschland erreichte. Dies zeigt, dass es Raum und 
einen Markt für russische Qualitätsmedien in Deutsch-
land gibt. Allerdings können solche Medien derzeit nicht 
mit der Unterhaltung und den Budgets der Kreml-Sender 
konkurrieren. Eine weitere Maßnahme sollte auf die Qua-
lifizierung von russischsprachigen Online-Journalisten 
abzielen. Viele von ihnen wiederholen die Desinformation 
der vom Kreml unterstützten extremen Rechten weni-
ger aus Ideologie als aus Mangel an Professionalität. Es 
ist dringend notwendig, den Qualitätsjournalismus im 
Fernsehen, den Webseiten, Radiostationen und Zeitungen 
zu unterstützen. Ein umfassendes Trainings- und Prak-
tikumsprogramm in den etablierten deutschen Medien 
würde helfen, die Standards zu verbessern.
Genauso wichtig ist es, internationale russischsprachige 
Medien zu stärken, die vom Kreml unabhängig sind, damit 
auch die russischen Minderheiten in anderen Ländern 
eine alternative Sicht auf die internationalen Beziehungen 
erhalten. Solche Projekte sollten am besten mit anderen 
Ländern abgestimmt werden, um größeren Einfluss zu 
haben. So hat die Europäische Stiftung für Demokratie 
einen Fonds für Inhalte gegründet, um die Produktion 
unabhängiger, russischsprachiger Videos zu ermöglichen. 
Deutschland könnte dieses Projekt unterstützen.6
Peter Pomerantsev ist Journalist, Autor und TV-Produzent 
sowie Visiting Fellow am Institute of Global Affairs an der 
London School of Economics.
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Nukleare Abschreckung im neuen Kalten Krieg:  
Russland rüstet atomar auf
Pavel Felgenhauer
Die Frage der atomaren Abschreckung und der Moder-
nisierung von Russlands Atomarsenal hat durch die 
verstärkte Diskussion über einen neuen Kalten Krieg und 
die Verwundbarkeit des Landes an Bedeutung gewonnen. 
2017 gab Russland etwa 1,4 Billionen Rubel (30 Milliarden 
Dollar) für Rüstung aus. Das entspricht mehr als zwei 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Insgesamt sind 
die Verteidigungsausgaben sogar mindestens doppelt so 
hoch.1 Die Modernisierung der Atomwaffen genießt abso-
luten Vorrang für die russische Führung, weil Russland in 
diesem Bereich auf Augenhöhe mit den USA sein will.
Das wichtigste Dokument Russlands für die strategi-
sche Verteidigung ist der Verteidigungsplan der Rus-
sischen Föderation (Plan Oboroni Rossiskoi Federazii 
– PoDoRF), ein streng geheimes Dokument, das Bedro-
hungen auflistet und Pläne zur Wiederaufrüstung und 
Mobilisierung sowie integrierte Verteidigungskonzepte 
für verschiedene russische Ministerien und Abteilungen 
enthält. Verteidigungsminister Sergej Schoigu und der 
Generalstabschef der Armee, Waleri Gerassimow, legten 
Präsident Wladimir Putin im Januar 2013 einen Entwurf 
des Plans vor. Schoigu erklärte: „Der PoDoRF ist sehr 
detailliert und wurde auf der Basis der Zuarbeit von 49 
Ministerien und Abteilungen erarbeitet.“ Der Plan werde 
die russische Verteidigung auf Jahrzehnte hin definieren 
und als „lebendiges Dokument“ dienen, das sämtliche 
Verteidigungspläne und ihren Aufwand zusammenfasse. 
Er werde regelmäßig aktualisiert, um das sich verän-
dernde Bedrohungsumfeld und „andere Ereignisse“ zu 
berücksichtigen.2
Dieses Dokument ist eine neue Art von integrierter, 
strategischer Blaupause, wie es sie in der sowjetischen 
Planungspraxis nicht gab. 2013 teilte Schoigu dem Prä-
sidenten mit, der Plan könne als Gesetz verabschiedet 
werden – was offenbar auch geschah. Dennoch finden 
sich auf der Webseite des Kreml bis heute keine weiteren 
Informationen zum PoDoRF.
Natürlich werden konkrete Militärpläne zur Vertei-
digung Russlands und seiner Verbündeten gegen alle 
erdenklichen Bedrohungen immer als streng geheim 
klassifiziert, ebenso wie die taktischen und technischen 
Fähigkeiten von bereits stationierten und neu entwickel-
ten Waffensystemen. Weniger geheim ist die Bedrohungs-
analyse, die dem PoDoRF zugrunde liegt. Zwei Wochen 
nach der Präsentation im Kreml machte Gerassimow eine 
düstere Vorhersage der bevorstehenden Gefahren. „In der 
Zeit bis 2030 kann es zu einer beträchtlichen Zunahme 
der aktuellen und möglichen militärischen Bedrohungen 
kommen“, sagte er. Die führenden Großmächte würden 
um die Kontrolle von Energievorkommen, Märkten und 
„Lebensraum“ kämpfen und militärische Mittel aktiv ein-
setzen, um ihre nationalen Ziele zu erreichen.3 In einer 
solchen Umgebung müsse Russland dringend sein Militär 
wieder aufrüsten, vor allem mit „neuen Waffen“, und die 
atomare Wiederbewaffnung zur Priorität machen.
Seit der Verabschiedung des PoDoRF hat die Vorstel-
lung, dass Russland von seinen Feinden belagert und 
durch einen unmittelbar bevorstehenden Angriff bedroht 
wird, die militärischen Planungen und die Wiederaufrüs-
tung ebenso wie die Außen- und Innenpolitik beherrscht. 
Seit dem Ausbruch der Ukraine-Krise und der Annexion 
der Krim 2014, dem von Moskau inspirierten Stellvertre-
terkrieg im Donbass und den darauffolgenden Sanktionen 
des Westens sind die Einschätzungen, die das Militär von 
der Bedrohungslage hat, noch pessimistischer geworden.
Russisches Militär setzt auf nukleare Option
Ende 2014 schien, ein neuer Kalter Krieg zu entstehen. 
Russland sah sich selbst Angriffen ausgesetzt und war 
bereit, jedes Mittel zu seiner Verteidigung einzusetzen – 
auch die nukleare Option. Im Oktober 2014 beschuldigte 
Putin die USA, sie hätten die Ukraine-Krise absichtlich 
heraufbeschworen, indem sie in Kiew extreme Nationa-
listen unterstützt hätten, was wiederum einen Bürger-
krieg ausgelöst habe. „Jetzt beschuldigen sie uns, die 
Krise verursacht zu haben“, sagte Putin. „Es ist verrückt, 
Russland zu erpressen. Sie sollten sich daran erinnern, 
dass Zwietracht zwischen atomaren Großmächten die 
strategische Stabilität untergraben kann.“4 In dem Mo-
ment, in dem die russische Führung glaubte, Russland 
werde vom Westen unter Druck gesetzt, erinnerte sie 
unmissverständlich an die Bedrohung einer gegenseiti-
gen Zerstörung durch Atomwaffen.
Diese Rhetorik war im vergangenen Jahr immer häu-
figer und schärfer zu hören. Unterdessen rüstet das russi-
sche Militär auf und führt großflächige Übungen zur Vor-
bereitung eines möglichen Kriegs durch. Im Januar 2017 
beschrieb Verteidigungsminister Schoigu die weltweite 
Situation als volatil; es stünden sich verschiedene Mächte 
gegenüber, die sich zunehmend auf das Argument militä-
rischer Macht stützten. Schoigu beschuldigte den Westen, 
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„weiterhin die vitalen Interessen Russlands zu ignorieren 
und die Stärkung des russischen Einflusses im post-sow-
jetischen Raum als Sicherheitsrisiko zu verstehen“.5 Um 
dem entgegenzuwirken, werde Russland mit der aus-
gewogenen Entwicklung seiner Streitkräfte fortfahren, 
sagte der Verteidigungsminister. Absolute Priorität hätten 
die strategischen Atomwaffen, die Abschreckung eines 
feindlichen Aggressors garantierten. Russland werde 
seine strategischen Angriffsfähigkeiten verbessern und 
gleichzeitig Abwehrsysteme gegen Flugzeuge, Marsch-
flugkörper und Langstreckenraketen entwickeln. 
Bei der jährlichen Moskauer Konferenz über Interna-
tionale Sicherheit im April 2017 zählten die Oberkom-
mandeure der Streitkräfte erneut ein weites Spektrum 
von zunehmenden Bedrohungen aus dem Westen auf, 
die ohne geeignete Gegenmaßnahmen zum Untergang 
der Russischen Föderation führen könnten. Gerassimow 
sagte: „Die Durchführung von militärischen und Aufklä-
rungsaktivitäten der NATO an den Grenzen Russlands 
bedeutet, dass die fortgesetzte Erweiterung der NATO de-
struktiv und provokativ ist – sie stört das regionale Macht-
gleichgewicht und vergrößert das Risiko militärischer 
Zwischenfälle. Europa, einst die militärisch stabilste und 
ruhigste Region, wird zu einer Zone der Spannungen und 
der Konfrontation.“ Die NATO stationiere eine größere 
Zahl von Kampfeinheiten und offensiven Systemen an 
ihrer „östlichen Flanke“. Zudem bereite sie sich darauf 
vor, Krisenreaktionskräfte einzusetzen. 
Gerassimow beschwerte sich auch über den Abbruch 
der Kontakte zwischen den Militärexperten Russlands 
und der NATO und behauptete, der Westen betreibe eine 
bösartige anti-russische Informationskriegskampagne.6 
Russlands Ständiger Vertreter bei der NATO, Alexander 
Gruschko, beschuldigte die europäischen NATO-Mit-
glieder, sie gäben zu viel für die Verteidigung aus – nach 
seinen Berechnungen 250 Milliarden Euro im Jahr. Eine 
zusätzliche Erhöhung der NATO-Verteidigungsausgaben, 
wie sie 2016 beim Gipfel in Warschau beschlossen wurde, 
werde zu Aufrüstung in Europa und zu einer Zunahme 
der Spannungen „in der Logik des Kalten Kriegs“ führen.7 
In der Folgezeit beschrieb auch der stellvertretende 
Außenminister Sergei Rjabkow, der im Außenministeri-
um für Rüstungskontrolle und die Beziehungen mit den 
USA zuständig ist, das gegenwärtige Verhältnis zu den 
USA als „vergleichbar mit dem Kalten Krieg“.8 Die Situ-
ation sei ernst und unvorhersehbar. Sie werde dadurch 
noch verschlimmert, dass es keine klaren und von beiden 
Seiten akzeptierten Leitlinien gebe, wie man mit Krisen 
umgehe und gefährliche Eskalationen vermeide. Ähnlich 
äußerte sich auch Sergej Rogow vom offiziellen Institut 
für die USA und Kanada: „Dieser zweite Kalte Krieg ist in 
mancher Weise anders als der erste, aber der Konfliktmo-
dus insgesamt und die militärische Konfrontation an der 
Grenze zwischen Russland und der NATO sind ihrer Art 
nach sehr ähnlich.“9 Er sehe in der näheren Zukunft keine 
Aussicht auf eine Verbesserung der Beziehungen. 
Rogow beschuldigte die EU, sie habe diesen neuen 
Kalten Krieg zwischen Russland und Amerika herauf-
beschworen, indem sie mit der Ukraine und anderen 
ehemaligen Sowjetrepubliken Assoziationsabkommen 
abgeschlossen habe „und dabei die russischen Interessen 
vollständig ignorierte“. 
Umfangreiche Investitionen in Atomarsenal 
Vor dem Hintergrund der immer häufigeren Verweise auf 
einen neuen Kalten Krieg und die Verwundbarkeit des 
Landes hat die Frage der atomaren Abschreckung und 
der Modernisierung des russischen Atomwaffenarsenals 
an Bedeutung gewonnen. Bei der Moskauer Sicherheits-
konferenz 2017 sagte der stellvertretende Vorsitzende 
der operativen Hauptabteilung des Generalstabs, Viktor 
Posnichir, die USA würden ab 2020 die Fähigkeit zum 
Prompt Global Strike (PSG), dem weltweiten Sofort-
schlag, besitzen. Damit seien sie in der Lage, mit einem 
plötzlichen Angriff die strategischen Atomwaffen und 
Kommando- und Kontrolleinrichtungen Russlands zu zer-
stören, möglicherweise auch mit Hilfe von Präzisionswaf-
fen, die aus dem Weltraum abgeschossen werden können. 
Posnichir sagte auch, die USA würden ihre Raketenab-
wehr-Fähigkeiten ausbauen und verfügten möglicher-
weise inzwischen über mehr Abfangvorrichtungen, als 
Russland Atomsprengköpfe besitze. Russland werde seine 
strategischen Atomkräfte weiterentwickeln, um dieser 
Kombination von Bedrohungen zu begegnen.10 
In einer Rede vor den obersten Militärbefehlshabern 
Russlands im Dezember 2017 warf Präsident Putin der 
NATO und den USA vor, sie „stationierten mit großer Ge-
schwindigkeit Offensiv-Infrastruktur“ in Europa. Die Sta-
tionierung von SM-3-Abfangraketen des landgestützten 
Aegis-Systems auf Stützpunkten in Rumänien und Polen 
verletze den 1987 geschlossenen INF-Vertrag über nukle-
are Mittelstreckensysteme. Nach Putins Aussage können 
diese Stützpunkte genutzt werden, um Langstrecken-
Marschflugkörper auf Russland abzuschießen. Um diese 
und andere Bedrohungen abzuwehren, werde Russland 
seine strategischen Atomstreitkräfte weiter ausbauen und 
modernisieren. Bis Ende 2017 werde die russische strate-
gische Atomtriade zu 79 Prozent mit modernen Systemen 
bewaffnet sein, kündigte Putin an. Bis 2021 sollten sie zu 
über 90 Prozent modernisiert und in der Lage sein, jeden 
denkbaren Raketenabwehrschirm zu durchdringen.11 
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Das Treffen fand in der Nähe von Moskau statt, in 
den neu errichteten Gebäuden der Akademie der Stra-
tegischen Raketentruppen in der Stadt Balaschicha. Bei 
einer Führung durch die Anlage besuchte Putin eine 
Ausstellung ballistischer Interkontinentalraketen in 
einem riesigen Hangar. Der Kommandeur der Strategi-
schen Raketentruppen soll bei dieser Gelegenheit dem 
Präsidenten gesagt haben: „Eine solche Rakete reicht aus, 
um drei (US-Bundes-) Staaten auszulöschen. Die geringe 
Zielgenauigkeit unserer Raketen wird durch die enorme 
Stärke der Gefechtsköpfe wettgemacht.“12 Putin griff die-
ses Thema in einer Rede vor der Föderalen Versammlung 
am 1. März 2018 auf. Er bezog sich auf Russlands nukleare 
Abschreckung und stellte einzelne Entwicklungsschritte 
der militärischen Modernisierung vor. Dann sagte er: 
„Jeglicher Einsatz von Atomwaffen gegen Russland oder 
seine Verbündeten, ob mit Raketen kurzer, mittler oder 
ganz egal welcher Reichweite, wird als Atomangriff auf 
dieses Land gewertet. Die Vergeltung wird sofort erfol-
gen, mit allen damit zusammenhängenden Folgen.“13
In den vergangenen zehn Jahren hat Russland Hunder-
te Milliarden Dollar ausgegeben, um sein Atomarsenal 
enorm zu verbessern, einschließlich des Baus zahlrei-
cher neuer Langstrecken-Trägersysteme. Die Marine hat 
drei neue strategische Atom-U-Boote der Borei-Klasse in 
Dienst gestellt; fünf weitere befinden sich im Bau. Eine 
neue seegestützte Interkontinentalrakete, die Bulawa, 
wurde entwickelt und auf den Borei-U-Booten eingesetzt. 
Es werden Dutzende neuer atomarer und konventioneller 
U-Boote gebaut ebenso wie Kriegsschiffe, die mit atom-
fähigen Langstrecken-Marschflugkörpern ausgerüstet 
werden. Ein neues Programm ist in Arbeit, um nach der 
Fertigstellung des Borei-Programms die nächste Gene-
ration von U-Booten zu bauen, die Hasky-Klasse, die 
ebenfalls mit strategischen Raketen ausgestattet werden 
soll.14 Ein ganzes Spektrum von neuen landgestützten 
Interkontinentalraketen – die in Silos stationierten, super-
schweren Sarmat-Raketen, mobile landgestützte Yars und 
Interkontinentalraketen des Typs Rubes – haben das Test-
stadium erreicht und könnten bald in Produktion gehen.15 
Schon 2020 wird Russland womöglich über mehr als zehn 
Typen landgestützter Interkontinentalraketen und bis zu 
fünf Arten seegestützter Raketen verfügen. Dank der gro-
ßen Investitionen sieht sich Russland im Vergleich zu den 
USA vorn. Das US-Arsenal stützt sich auf Jahrzehnte alte 
Trägersysteme, während Russland dabei ist, nagelneue 
Systeme zu stationieren, was dem Land mindestens einen 
Qualitätsvorteil verschaffen sollte.
In der Sowjetzeit bestand das Rückgrat von Russlands 
strategischer Abschreckung aus landgestützten Interkon-
tinentalraketen der Strategischen Raketentruppen. Nach 
1991 wurden die Atom-Marine und die Langstrecken-Luft-
waffe (Dalnaja Awiatsija – DA) zunehmend unbrauchbar. 
Heute gelten die Strategischen Raketentruppen als der 
Teil der nuklearen Triade, der die größte Angriffsfläche 
für einen Prompt Global Strike bietet. Deswegen hat Russ-
land enorme Anstrengungen unternommen, die Atom-
Marine wiederzubeleben und zusätzliche Kriegsschiffe 
und Jagd-U-Boote zu bauen, um die kostbaren strategi-
schen Atom-U-Boote zu schützen. In dem Maße, wie das 
arktische Eis schmilzt und Atom-U-Boote in der Barents-
see für Präventivschläge verletzlicher werden, verstärkt 
Russland die Luft- und Seeverteidigung auf den Kurilen, 
Sachalin und Kamtschatka, um über sichere Stützpunkte 
im Ochotskischen Meer zu verfügen. 
Die Bomber der Langstrecken-Luftwaffe werden mit 
den neuen Superlangstrecken-Marschflugkörpern der 
Typen Kh-101/Kh-102 (letztere besitzen Atomsprengköp-
fe) ausgestattet, die in Syrien entwickelt und getestet 
wurden. Die Kh-101/Kh-102 haben eine Reichweite von 
5.000 bis 5.500 Kilometern, die durch Modifikationen 
ihres Düsenantriebs und größere Tanks möglicherweise 
noch verlängert werden kann. DA-Bomber, die mit Kh-
101/Kh-102-Raketen ausgerüstet sind, brauchen deswegen 
nicht so weit vom russischen Territorium wegzufliegen, 
um ihre Marschflugkörper abzufeuern – ihre Flugstrecke 
verkürzt sich um 2.000 bis 3.000 Kilometer. Das bedeutet, 
dass die Bomber von den neuen russischen Langstrecken-
Kampfflugzeugen bis zur Abschussposition begleitet wer-
den können, was ihre Erfolgschancen vergrößern dürfte. 
Russland arbeitet zudem an einer neuen Generation von 
strategischen Tarnkappen-Bombern, die möglicherweise 
ab 2025 produziert werden sollen.16
Russlands strategische Pläne gründen sich auf die 
Massenproduktion und -stationierung von Marschflug-
körpern. Bis 2014 wurden sämtliche Düsenantriebe dafür 
in der Ukraine hergestellt. Mit der dortigen Krise wurden 
die Lieferungen eingestellt. Dieses Problem scheint inzwi-
schen gelöst zu sein. Offenbar stellt Russland jetzt seine 
eigene Antriebstechnik für Marschflugkörper in Rybinsk 
her. 
Effektives Krisenmanagement von EU und 
NATO gefragt 
In Europa, dem Nahen Osten und auf der koreanischen 
Halbinsel ist die Gefahr groß, dass militärische Konflikte 
und Spannungen eskalieren und Regionalkonfronta-
tionen in einen Atomkrieg münden. Die EU, die USA, 
Russland und andere große westliche und östliche Länder 
müssen dringend alles in ihrer Macht Stehende tun, um 
wieder wirksame Prozeduren und Abläufe einzuführen, 
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die verhindern können, dass eskalierende Spannungen 
zu einem totalen oder „begrenzten“ Atomkrieg führen. 
Solche Prozeduren und Abläufe müssen weiterentwickelt 
und institutionalisiert werden. Dieses Ziel ist erreichbar, 
weil es heute niemanden in Ost oder West gibt, der einen 
„totalen“ Krieg anstrebt oder darauf wirklich vorbereitet 
ist. So kann es gut sein, dass dieser zweite Kalte Krieg im 
Modus gegenseitiger Abschreckung (atomar und kon-
ventionell) „kalt“ bleibt. Aber das geschieht nicht von 
selbst: Die EU, die NATO und die nationalen Regierungen 
müssen ein ständiges, geduldiges und effektives Krisen-
management betreiben.
Pavel Felgenhauer ist unabhängiger Militär-Analyst und 
Journalist.
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Rüstungskontrolle in der Sackgasse:  
Nach Konfrontation mit dem Westen setzt Russland auf Sicherungsgeschäfte
Alexander Kolbin
Der Westen interpretiert die nationalen Sicherheitsprio-
ritäten Russlands oft als revisionistisch oder er vermutet, 
Russland wolle unter Einsatz aller Mittel und Möglich-
keiten seinen Wiederaufstieg zur Supermacht erreichen. 
Deswegen ist es für Russland um vieles schwieriger 
geworden, seinen westlichen Partnern die eigenen 
Sicherheitsbedenken nahezubringen. Zugleich kann der 
Westen seine eigene Öffentlichkeit viel leichter davon 
überzeugen, dass Russland nicht nur die Ukraine „schika-
niert“ und sich überall auf der Welt in Wahlen einmischt, 
sondern auch bei den Verträgen und Verfahren zur Atom-
waffenkontrolle mit falschen Karten spielt.
Die offizielle Haltung Russlands zur Atomwaffen-
kontrolle beruht auf drei Elementen. Als erstes geht es 
darum, alle Anschuldigungen der USA, dass Moskau bei 
bilateralen und internationalen Verträgen betrügt, als 
abwegig zurückzuweisen. Zweitens beschuldigt Moskau 
seinerseits Washington, diese Verträge nicht einzuhal-
ten und auf diese Weise die nationale Sicherheit Russ-
lands zu bedrohen. Drittens ruft die russische Führung 
regelmäßig dazu auf, Kompromisse zu finden und bietet 
an, zum Status Quo zurückzukehren, wenn die USA 
auf die russischen Forderungen und Sorgen eingehen. 
Das russische Außenministerium erklärte vor kurzem: 
„Russland […] hofft, dass Washington zu der bewährten 
und erprobten Methode der Streitschlichtung durch 
vollwertige Gespräche zurückkehrt und den Kern der 
Sache umfassend betrachtet, ohne sich für das heimi-
sche Publikum in Szene zu setzen oder weit hergeholte 
Anschuldigungen vorzubringen.“1
Berücksichtigt man allerdings die derzeitige politisch-
militärische Konfrontation mit dem Westen, scheint 
Russland mit seiner Rüstungskontrollpolitik nicht nur 
den Westen an den Verhandlungstisch bringen zu wollen. 
Ein weiteres Ziel könnte sein, Zeit zu gewinnen, um 
Waffensysteme zu entwickeln, die noch mit den formalen 
Begrenzungen der bestehenden Rüstungskontroll-Verträ-
ge vereinbar wären. Russland könnte sich auch auf das 
Risiko vorbereiten, dass der Westen diese Verträge zuerst 
aufkündigt. In diesem Sinne lassen sich einige Elemente 
der russischen Atomwaffenkontroll-Politik als „Siche-
rungsgeschäfte“ beschreiben. Zwei der jüngsten Beispiele 
dafür sind der russisch-amerikanische Vertrag über die 
Entsorgung des nicht mehr benötigten Plutoniums aus 
dem Jahr 2000 (Plutonium Management and Disposition 
Agreement – PMDA) und der 1987 geschlossene INF-Ver-
trag über nukleare Mittelstreckensysteme. 
Im Oktober 2016 unterzeichnete Präsident Wladimir 
Putin das Föderalgesetz über die Suspendierung des 
PMDA-Abkommens. Viele Experten sahen darin einen 
vor allem politisch motivierten Schachzug, um Unzufrie-
denheit deutlich zu machen und eine zusätzliche asym-
metrische Antwort auf die US-Sanktionen sowie auf die 
vielen unfreundlichen Erklärungen von US-Vertretern 
zum russischen Vorgehen in der Ukraine und in Syrien 
zu geben. Diese Interpretation wird vom Wortlaut des 
Gesetzes und mehreren öffentlichen Aussagen russischer 
Offizieller gestützt.
So erklärte Außenminister Sergej Lawrow, Russland 
wolle mit der Suspendierung des PMDA-Abkommens 
erreichen, dass die USA „verstehen, dass sie keine Sank-
tionen gegen Russland verhängen können, die kaum 
Schaden für die Amerikaner bedeuten, aber gleichzeitig 
die Kooperation mit Russland punktuell noch dort fort-
setzen, wo es den USA nützt“.2 Der damalige Direktor der 
Außenamts-Abteilung für Nicht-Weiterverbreitung und 
Rüstungskontrolle, Michail Uljanow, fügte hinzu, dass 
„die Schaffung und Weiterentwicklung eines Abwehrsys-
tems gegen ballistische Raketen der nationalen Sicher-
heit Russland und der globalen strategischen Sicherheit 
schaden“.3 Dies sei ein weiterer Grund für die Suspen-
dierung, auch wenn dieser Grund weder im Entwurf 
noch im endgültigen Text des Gesetzes genannt wurde. 
Uljanow behauptete auch, Russland sei der Auffassung, 
dass die PMDA-Entscheidung „keinen Einfluss auf die 
internationale Agenda“ habe. „Sie betrifft aussschließlich 
die Beziehungen zwischen Russland und den USA und 
ist das Ergebnis von Washingtons blinder Politik und 
dem Versäumnis, den eingegangenen Verpflichtungen 
nachzukommen.“4 
Aufkündigung des PDMA-Vertrags ist  
Gegenreaktion auf US-Sanktionen
Das Gesetz vom Oktober 2016 führt drei Gründe für die 
Suspendierung auf. Zuerst wird erklärt, dass sich die 
Umstände, die zu dem Zeitpunkt bestanden, als der 
PMDA in Kraft trat, grundsätzlich verändert hätten. Als 
Folge des Ausbaus der militärischen Infrastruktur und der 
Größe des US-Militärkontingents auf den Territorien der 
Staaten, die im Jahr 2000 der NATO beitraten, sei „das 
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Entstehen einer Bedrohung der strategischen Stabilität“5 
zu verzeichnen. Als zweiten Grund verweist das Gesetz 
auf feindselige Aktionen der USA, darunter den Magnits-
ky Act, den Ukraine Freedom Support Act von 2014 und 
die Sanktionen gegen Russland sowie den finanziellen 
Schaden, den die Sanktionen verursacht haben. Dazu 
gehören auch die Einbußen, die der russischen Wirtschaft 
durch die Einführung von „Gegensanktionen“ gegen 
die USA entstanden sind. Als dritter Punkt wird in dem 
Gesetz erklärt, die USA hätten es versäumt, ihren eigenen 
Verpflichtungen aus dem PMDA nachzukommen.
Nachdem, was man weiß, gab es mehrere Motive für 
Russlands Entscheidung, den PDMA zu suspendieren. 
Dass es um Moskaus Anspruch auf Gleichbehandlung 
und Prestige geht, wird durch die Verweise auf Probleme 
mit den Sanktionen und die punktuelle Zusammenar-
beit der USA mit Russland deutlich. Ein weiterer Aspekt 
ist, dass die Entscheidung angesichts der zunehmenden 
politischen Spannungen mit den USA zu einem natürli-
chen Bestandteil der internen Propaganda wurde – zu-
mal Russland formell seinen Verpflichtungen aus dem 
Abkommen nachgekommen war, die USA aber nicht. Die 
technologischen und wirtschaftlichen Motive erklären 
sich aus dem Bestreben, die Entwicklung eines geschlos-
senen Atomkreislauf-Programms im eigenen Land zu 
beschleunigen. 
In einer Rede vor dem Parlament sagte Vize-Außenmi-
nister Sergei Rjabkow im Oktober 2016, Russland beab-
sichtige, „die Situation mit dem PMDA im Interesse des 
nationalen Programms zur Entwicklung eines geschlosse-
nen Atomkreislaufs zu nutzen“.6
Auch wenn in dem Gesetz und den öffentlichen Er-
klärungen der Regierung auf den Aspekt der Sicherheit 
hingewiesen wird, scheint dieses Motiv auf den ersten 
Blick bei der Entscheidung zur PMDA-Aufkündigung 
nur eine untergeordnete Rolle gespielt zu haben. Unklar 
bleibt vor allem, wie die russische Absage an den Vertrag 
die USA dazu bewegen könnten, die Sanktionspolitik zu 
ändern oder weitere NATO-Erweiterungen zu verhindern. 
Außerdem bleibt der Zusammenhang zwischen dem 
„Entstehen einer Bedrohung der strategischen Stabilität“ 
durch die NATO-Erweiterung und den US-Sanktionen 
einerseits und der Entscheidung zur Suspendierung des 
PMDA andererseits unklar. 
Die Entscheidung folgt auch einer Logik der nationalen 
Sicherheit – zusammen mit dem Motiv der technologi-
schen Entwicklung –, wenn man sie als Beispiel eines 
Sicherungsgeschäfts in der Rüstungskontrolle betrachtet. 
Präsident Putin verwies im April 2017 darauf, dass die 
USA „angekündigt haben, dass sie ihren angesammelten, 
hoch angereicherten Kernbrennstoff auf eine andere Art 
entsorgen wollen, als wir bei der Unterzeichnung des 
entsprechenden Abkommens vereinbart haben […]. Dies 
bedeutet, dass sie das bewahren wollen, was als ‚break-
out potential‘ bekannt ist, also dass es wiedergewonnen, 
wiederaufbereitet und erneut zu waffenfähigem Plutoni-
um umgewandelt werden kann. Das ist nicht das, was wir 
vereinbart haben.“7 
Auch der INF-Vertrag über nukleare Mittelstecken 
liefert ein Beispiel für ein Sicherungsgeschäfte zur Rüs-
tungskontrolle. Russland könnte versuchen, das Risiko 
zu minimieren (oder sich zumindest auf die Möglichkeit 
vorbereiten), dass der Westen nicht auf die russischen 
Bedenken gegen die NATO-Erweiterung und die Sta-
tionierung eines ballistischen Raketenabwehrschirms 
in Europa eingeht. Gleiches gilt für das Risiko, dass die 
Trump-Administration beschließen könnte, als erste aus 
dem INF-Vertrag auszusteigen, genau wie US-Regierung 
von George W. Bush den Raketenabwehrvertrag aufge-
kündigt hatte.
Ein weiterer Aspekt der Absicherungslogik besteht 
darin, dass Russland mit der Verletzung des INF-Vertrags 
möglicherweise demonstrieren will, dass es fähig ist, 
neue Marschflugkörper sehr rasch zu entwickeln und 
einzusetzen, sollte es in Zukunft zu einer großen Krise 
in den Beziehungen zwischen Russland und dem Westen 
kommen. So zumindest beurteilt der Westen einige russi-
sche Maßnahmen.
Ein weiterer wichtiger Punkt der Absicherungspolitik 
ist der offensichtiche Plan Russlands, regelmäßig im In- 
und Ausland zu zeigen, dass es alle Rüstungskontroll- und 
Abrüstungsverpflichtungen einhält, die seine Fähigkeit, 
sich selbst zu verteidigen, nicht beeinträchtigen. Das 
jüngste Beispiel dafür ist der Umgang mit der Chemiewaf-
fen-Konvention. Die USA erklärten 2017, sie beabsichtig-
ten, die Vernichtung ihrer Chemiewaffen-Arsenale erst 
2023 abzuschließen.8 
Russland sah darin eine Chance, in diesem Bereich 
der Abrüstung Führung zu beweisen. Im September 2017 
ordnete Präsident Putin öffentlich die Vernichtung der 
letzten chemischen Munition an, die das Land besaß – ein 
historisches Ereignis, wie er selbst sagte. Vom selben Tag 
stammt Putins sarkastische Äußerung, nach der „un-
glücklicherweise die USA ihren Verpflichtungen in Bezug 
auf den Zeitplan der Zerstörung der Chemiewaffen nicht 
nachgekommen sind und den Stichtag regelmäßig ver-
schoben haben, auch unter dem Vorwand, dass sie keine 
hinreichenden Haushaltsmittel hätten, was sich, ehrlich 
gesagt, merkwürdig anhört.“9
Das Konzept von Absicherungsgeschäften in der 
Rüstungskontrolle kann auch erklären, warum die 
Stationierung des amerikanischen ABM-Systems in 
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Europa heute für Russland zu den zentralen Themen 
der Rüstungskontrolle gehört. Russlands militärisch-
politische Führung beschwört häufig die Gefahr, dass 
die Effektivität der russischen Atomwaffen durch die 
US-Maßnahmen vermindert werden könnte. Dies tut 
sie, weil 2002 die russischen Atomstreitkräfte in ihrer 
Struktur und Strategie überhaupt nicht auf das Ende des 
ABM-Vertrags vorbereitet waren.
Nichtdestotrotz ist unwahrscheinlich, dass die USA auf 
die russischen Bedenken in Bezug auf ihr ABM-System in 
der von Moskau gewünschten Form eingehen werden. Es 
ist auch klar, dass sich die NATO nicht von der russischen 
Grenze zurückziehen wird und auch die Sanktionen in 
nächster Zeit nicht aufgehoben werden. Hinzu kommt, 
dass die russische Reaktion auf die jüngste ‚Nuclear Pos-
ture Review‘ der USA zeigt, dass Russland sich höchst-
wahrscheinlich gezwungen sehen wird, die Politik der 
Rüstungskontroll-Sicherungsgeschäfte fortzusetzen. 
Das Außenministerium erklärte am Tag nach der Veröf-
fentlichung, die russische Regierung sei „von der neuen 
‚Nuclear Posture Review‘ der USA tief enttäuscht. In der 
Erklärung heißt es weiter: „Der erste Eindruck ist: Das 
Dokument setzt auf Konfrontation und ist anti-russisch. 
Es ist bedauerlich, dass die Vereinigten Staaten ihre Poli-
tik der massiven atomaren Aufrüstung mit Verweisen auf 
Russlands Politik der atomaren Modernisierung und dem 
angeblichen verstärkten Rückgriff auf Atomwaffen in den 
russischen Doktrinen begründen. Wir werden beschul-
digt, die Schwelle für den Ersteinsatz von Atomwaffen 
und aggressive Strategien abgesenkt zu haben. Nichts 
davon hat einen Bezug zur Realität.“10
Dementsprechend ist in absehbarer Zeit wohl kein 
Ende der derzeitigen Krise in der Rüstungskontrolle zwi-
schen Russland und dem Westen zu erwarten. Es scheint, 
dass der New-START-Vertrag über nukleare Abrüstung 
das nächste Opfer sein könnte, vor allem, nachdem beide 
Seiten die wichtigsten Begrenzungen des Vertrags für 
strategische Waffen bis zum 5. Februar 2018 erreicht hat-
ten.11 Russland arbeitet vermutlich auch deswegen an der 
Entwicklung und Erprobung neuer strategischer Träger-
systeme weiter, weil es (neben anderen Gründen) auf eine 
solche Eventualität vorbereitet sein will.
Der Westen wird Russland nur dann überzeugen kön-
nen, auf Sicherungsgeschäfte in der Rüstungskontrolle 
zu verzichten, wenn er vertrauensbildende Maßnahmen 
konzipiert und aushandelt. Dazu gehört mehr gegenseiti-
ge Transparenz in Bezug auf die atomaren und konventio-
nellen Fähigkeiten Russlands und des Westens, sowohl in 
der Defensive als auch in der Offensive. Die Europäische 
Union sollte in diesem Prozess eine Rolle spielen, weil 
sie – bildlich gesprochen – der einzige „Versicherungs-
partner“ ist, der in vollem Umfang die Kosten einer 
geschwächten europäischen Sicherheit zu tragen hätte, 
falls Russland gemäß seinen Sicherungsgeschäften die 
„Versicherung“ in Anspuch nehmen würde. Das bedeu-
tet, falls Moskau entscheiden würde, Waffensysteme zu 
stationieren, die nach den bestehenden Rüstungskontroll-
verträgen verboten sind. 
Zwar trifft es zu, dass Russland Sicherheitsbedenken 
vor allem in Bezug auf seine europäischen Grenzen hat. 
Moskau hat auch schon häufig zu gegenseitiger Sicher-
heitskooperation mit dem übrigen Europa aufgerufen. 
Dennoch mag dies ein guter Moment für Europa sein, eine 
Mittlerrolle in der aktuellen russisch-amerikanischen 
Krise der Rüstungskontrolle zu spielen. Die Alternative ist 
möglicherweise viel schlimmer. 
Alexander Kolbin ist Berater am PIR Center (Russian Cen-
ter for Policy Studies).
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